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Lettre d’une lectrice attentive:
“D'accord avec ton analyse des élections en Ukraine, c'est quasi chou vert et vert chou car dans n'importe quel cas le président devra naviguer entre Russie et Occident. Le vrai progrès serait qu'il déclare enfin ouvertement, surtout à destination de l'Ouest qui joue sur cette ambivalence, que l'Ukraine est à la fois de l'Est et de l'Ouest et à ce titre n'a aucun choix radical à faire. Cette histoire pro et anti-occidental a suffisamment handicapé le développement de vrais partis politiques en Ukraine- et cela ne gêne pas du tout la Russie qui sait que l'intérêt économique joue en sa faveur. A moins que l'Union Européenne n'ouvre sa porte à quelques millions de travailleurs ukrainiens et achète ses produits tout en lui fournissant de l'énergie. 

A propos d'énergie, la question du pipeline Odessa-Brody reflète moins la pression de la Russie que celle des mutlinationales (dans ce cas c'est finalement BP plus que le Kremlin qui a emporté la décision). Cela invite à la réflexion pour l'avenir. Enfin, l'alliance des grands groupes ukrainiens et russes est la seule manière pour les deux pays de résister à la prise de contrôle des multinationales qui insistent sur des privatisations 'ouvertes" quand cela sert leurs intérêts mais ne se privent pas d'utiliser les moyens les plus classiques (menaces de déstabilisation politique, corruption etc) comme le montrent l'exelocales (cela peut inclure le trafic d'influence mais aussi une attention plus grande à la dimension sociale, refus de licenciements massifs etc). 

L'Union Européenne dans tout cela est victime de son manque de politique, suivant les Etats-Unis, à distance ce qui veut dire sans même bénéficier de son cynisme ou de ses options (on paye les infrastructures, les séminaires sur la démocratisation, les Etats-Unis signent les contrats et entraînent des forces armées - on espère pas style Guantanamo - ce qui rappellent d'ailleurs l'aide américaine en Amérique latine auparavant - on forme l'armée 'démocratique', les forces de police 'pour sauver la démocratie', on donne des bourses d'études aux élites 'pour qu'ils puissent moderniser le pays', les services secrets pour qu'ils défendent la démocratie, etc. etc.”.

Voir un peu plus loin d’autres commentaires d’orientations contraires !

A. Les PECO dont surtout les pays dans les Balkans et les “pays centre européens de la CEI”

Antisémitisme au centre de l’Europe

A propos de l’antisémitisme en Hongrie est paru l’article suivant :

Lautstarker ungarischer Antisemitismus - Parteienstreit und Schuldzuweisung statt Strategiedebatte, Neue Zürcher Zeitung, 9. Oktober 2004. 

Immer wieder machen in Ungarn rechtsradikale, antisemitische Gruppen mit lauten, von den Medien aufmerksam verfolgten Aktionen auf sich aufmerksam. Die grossen Parteien beschäftigen sich allerdings wenig mit der Analyse des Antisemitismus, sondern instrumentalisieren ihn in der Absicht, dem politischen Gegner zu schaden. 

«So hat es damals auch angefangen.» Es ist der Satz, der immer gilt, auf den es keine Antwort gibt, der seit Hitler daran erinnert, dass sich im Umgang mit Rechtsradikalismus jede Leichtfertigkeit verbietet. Der ihn spricht, heisst Tibor Kovacs, vor langer Zeit geboren als Tibor Klein, und in der Synagoge in der Frankel-Leo-Strasse in Budapest sorgt er dafür, dass das Gespräch einen Moment verstummt. Dann spricht Kovacs weiter, vom Gewicht seines Worts weit weniger beeindruckt als die übrigen, etwas beklommenen Anwesenden, und klopft mit der Rechten im Takt der besonderen Wichtigkeiten auf den Tisch: Genau so war es auch damals, vor dem Zweiten Weltkrieg. Schlägereien. Eingeschlagene Fenster. Verprügelte Juden. Und dann all die Leute, die sagten: Ach, das ist nichts Ernsthaftes. Das vergeht rasch wieder, ihr werdet sehen. Kein Grund zur Beunruhigung.

Debatte über den Umgang mit Extremisten 

Kovacs' Mahnungen beziehen sich auf Diana Bacsfi, eine 26-jährige Philosophiestudentin und Anführerin der «Gruppe Ungarische Zukunft». Die junge Frau ist leidenschaftliche Antisemitin, spricht in ebenso hasserfüllten wie törichten Phrasen von den Juden und verehrt den faschistischen Diktator Ferenc Szalasi, den Anführer der Pfeilkreuzler, die den Deutschen im November 1944 halfen, ihre zweite Deportationswelle durchzuführen, die das Budapester Ghetto terrorisierten und bis zur Befreiung der Stadt durch die Rote Armee Zehntausende von Juden ans Messer lieferten. Bacsfi ist jüngst wegen des Verdachts auf Verwendung von Symbolen, die die Tyrannei versinnbildlichen, unter Anklage gestellt worden; Mitglieder ihrer Gruppe hatten Poster aufgehängt, auf denen das Pfeilkreuz, das dem Hakenkreuz ähnelt, in nur leichter Verfälschung wiedergegeben war.

Verboten ist in Ungarn die Abbildung des Hakenkreuzes, des ihm ähnelnden Pfeilkreuzes, des Sowjetsterns sowie des Hammer-und-Sichel- Emblems. Am 15. Oktober will die Gruppe den 60. Jahrestag der Machtergreifung der Pfeilkreuzler mit einer Kundgebung vor dem «Museum des Terrors» begehen, das sich just an der Stelle befindet, an der einst die Pfeilkreuzler - und später die kommunistische Geheimpolizei - ihr Hauptquartier hatten. Bacsfi hat erreicht, was sie will: Man redet von ihr. Die Frau, die bereits an Universitäten unterrichtet hat, wurde zum Objekt zahlloser Reportagen. Vor übereifrigen Fotografen reckte sie die Hand zum Hitler-Gruss, und den farbigen Gazetten, die sich gemeinhin für Intimeres als Politik interessieren, gestand sie, sie fühle sich toll, da bestätigt, da begehrt. Die intellektuelle Gesellschaft schwankt zwischen dem Reflex zur angewiderten Abwendung und der historischen Pflicht, den Anfängen zu wehren, und dabei ist sie mitten in der vor allem in Deutschland bekannten Debatte über den besten Umgang mit Neonazis gelandet.

Da sind jene, die sagen, jedes Wort, das über diese Person geschrieben werde, sei zu viel der Ehre, biete ihr nur willkommene Reklame, bausche eine im Grunde nichtige Angelegenheit unnötig auf und schädige zudem das Image Ungarns im Ausland. Rechtsextremismus und Antisemitismus seien keine echten Probleme im modernen Ungarn. Ihnen gegenüber stehen all jene, die sich mit Kovacs gegen jede Form der Verharmlosung oder der Bemäntelung derartiger Erscheinungen wenden. Bacsfi sei weder dumm noch geistesschwach, sagt der junge Rabbi der Gemeinde an der Frankel-Leo-Strasse, Tamas Verö. Sie provoziere gezielt, sie habe eine Strategie. Ernst nehmen müsse man sie, so, wie man «Mein Kampf» hätte ernst nehmen sollen.

Antisemitische Äusserungen 

Es gibt durchaus Grund zur Besorgnis. Ungarn ist ein Land mit beträchtlichem, im Vergleich zu manch westeuropäischem Land sogar enormem Antisemitismus. Die Beschimpfung und Bedrohung von Juden sind an der Tagesordnung und werden von vielen Menschen offenbar auch als etwas alltäglich Hinnehmbares betrachtet. Antisemitische Demonstrationen finden regen Zulauf, und auch wenn die Redner aus rechtlichen Gründen meist darauf achten, sich nicht allzu explizit auszudrücken, werden ihre Codes von der Menge verstanden. Der Schriftsteller Mihaly Kornis zählte sie bereits 1996 auf: Da ist dann von «Urbanen», von «nationfeindlichen Kräften», «Liberalbolschewiken», von «Kosmopoliten», «Judeo-Plutokraten» und Ähnlichem die Rede. Neonazis und Skinheads sammeln sich in «Kulturvereinen» mit Namen wie «Blut und Ehre».

Am 11. Januar dieses Jahres war an einer Kundgebung in Budapest wilde antisemitische Hetze zu hören, ohne dass die Polizei interveniert hätte. Bei Auswärtsspielen des «jüdischen» Budapester Fussballvereins MTK (er gehört einem jüdischen Geschäftsmann) bekommen die Spieler von den Fans der gegnerischen Mannschaft regelmässig übelste Parolen wie «Der Zug nach Auschwitz steht zur Abfahrt bereit» zu hören. Wer die Hassausbrüche einmal erlebt hat, neigt nicht mehr zum Scherzen oder Verniedlichen.

Rechtsgruppierungen wie die Partei der ungarischen Gerechtigkeit und des Lebens (Miep) geben der Pflege ihres erhebenden Ungartums eine dezidiert antisemitische Note. Istvan Csurka, der Vorsitzende der Miep, verwendet ein Vokabular mit deutlich nazistischem und faschistischem Einschlag, wenn er «Lebensraum» für das ungarische Volk fordert und die alte Nomenklatura beschuldigt, sich im Verein mit der internationalen Finanz- und Bankenwelt gegen das Ungartum verschworen zu haben. Lorant Hegedus, ein Mitglied der Miep, forderte in einem Pamphlet die «Entfernung der galizischen Horden aus dem öffentlichen Leben Ungarns»; er erhielt dafür eine bedingte Haftstrafe von 18 Monaten.

Ungenügende Abgrenzung 

Viele Politiker der grossen Parteien haben sich am Radio schon zu höchst lamentablen, nur leicht verschleierten antisemitischen Äusserungen hinreissen lassen. Nach Meinung jüdischer Gruppen haben Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus in Ungarn seit dem Zusammenbruch der kommunistischen Herrschaft und dem erfolgreichen Übergang zu einem Mehrparteiensystem stark zugenommen. So schlimm wie in Polen, wo erfolgreiche Parteien den Antisemitismus zu Eckpfeilern ihres Programms gemacht haben, sei es allerdings in Ungarn nicht, ergänzt Rabbi Verö lakonisch: «Bei uns gibt es zum Antisemitismus wenigstens Juden.» Verö spielt auf den Umstand an, dass in Polen nach offiziellen Angaben kaum noch Juden leben, während Ungarn doch die grösste jüdische Gemeinde in Ostmitteleuropa aufweist. Rund 12 000 Bürger haben sich bei der letzten Volkszählung 2002 als jüdisch bezeichnet; Tausende von anderen Juden haben darauf verzichtet. Verö geht davon aus, dass in Wirklichkeit rund 80 000 Juden in Ungarn leben, vielleicht sogar mehr. Zu einer grundsätzlichen, in der ganzen Gesellschaft geführten Auseinandersetzung mit dem spezifisch ungarischen Antisemitismus, vor allem auch mit der Rolle Ungarns während des Holocausts, ist es allerdings bis heute nicht gekommen. Die bohrenden Fragen, die die Achtundsechziger in Deutschland gestellt hätten, sagt Rabbi Verö, seien in Ungarn ausgeblieben.

Natürlich gibt es Analytiker, die das Thema aufbringen - der Literaturnobelpreisträger Imre Kertesz ist einer von ihnen -, doch ihre Vorstösse finden in der Politik selten ein Echo. Am ehesten melden sich noch die Sozialisten zu Wort, doch wenn sie das tun, dann in der Regel in der Form von Kritik an den Jungdemokraten (Fidesz), denen fast schon reflexartig unterstellt wird, sie seien im Grunde ebenfalls Rechtsradikale und Antisemiten. Dieser Vorwurf ist insofern absurd, als der Fidesz heute in der Sozialpolitik dezidiert linkspopulistische Positionen vertritt. Dennoch trifft die Kritik einen Nerv, weil der Fidesz tatsächlich jahrelang mit unverblümt nationalistischen Parolen im Lager der Rechtsnationalen auf Stimmenfang ging. Nicht immer gelang dabei die Abgrenzung zum Extremismus in der geforderten Deutlichkeit - und nicht immer, man muss es sagen, wurde diese Abgrenzung angestrebt.

Der Fidesz kontert auf die Kritik von links in der Regel mit dem Vorwurf, die Sozialisten instrumentalisierten das Thema, um politisch davon zu profitieren, und auch damit liegen sie nicht ganz falsch. Denn tatsächlich sprechen die Sozialisten viel lieber über die angeblichen und tatsächlichen Verfehlungen des Fidesz als über ihre eigene (kommunistische) Vergangenheit, in der es weder an Antisemitismus, kaschiert als «Antikapitalismus», noch an totalitärem Gedankengut fehlte. Eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem ungarischen Faschismus haben die Kommunisten deshalb nie angeregt, weil diese in eine umfassende, nicht weiter ideologisierte Totalitarismusdebatte hätte ausmünden können, und nichts fürchten die Genossen mehr als dies.

Wenig Stimmen für die Radikalen 

Im realsozialistischen Ungarn waren sowohl der Nationalismus als auch der Antisemitismus offiziell verpönt, doch damit hatte es sich: Über die Schuldfrage wurde nicht gesprochen. Umso virulenter brachen die Fronten nach dem Kollaps des Kommunismus wieder auf, und umso aggressiver meldete sich der patriotische, antisemitische Rechtsextremismus zurück, der im Übrigen eine deutlich antiglobalisierende und antistädtische Note erhalten hat. Auch der ungarische Nationalismus hat seine Bauernromantik und seine diffuse Stadtfeindlichkeit; beide sind deutlich antisemitisch gefärbt.

Von einem eigentlichen Notstand ist dennoch nicht zu sprechen; das betont auch Rabbi Verö. Entgegen vielen Befürchtungen hat sich die ungarische Gesellschaft vor allem in politischer Hinsicht bis heute als recht resistent gegen die Parolen der rassistischen Verführer erwiesen. Auf parlamentarischer Ebene haben die rechtsradikalen Gruppen keinen Erfolg. Trotz beachtlicher Medienpräsenz errang die Miep bei der letzten Wahl 2002 keine Parlamentssitze mehr: Das moderne Ungarn, so scheint es, will mit den Vertretern des stets latent antisemitischen Ungartums nichts zu tun haben. Mit Befriedigung haben die Sozialisten feststellen können, dass der von Csurka erhobene Vorwurf, sie hätten zusammen mit den «sowjetischen Henkern» versucht, das Ungartum zu zerstören, beim Publikum nicht verfing. Die Mehrheit der Ungarn, so scheint es, wählt heute nicht nach nationalistischen, sondern nach wirtschaftlichen oder sozialen Gesichtspunkten, und in dieser Hinsicht billigt man den grossen Parteien schlicht mehr Kompetenz zu als den lautstarken Randerscheinungen. Die Gruppe Bacsfis zählt nur einige Dutzend Mitglieder, und ihr Zulauf scheint weiterhin beschränkt.

Unbestritten ist, dass der Fidesz das Thema des Nationalismus praktisch gepachtet hat und dass sich die patriotisch veranlagten Ungarn bei den Jungdemokraten weit besser aufgehoben fühlen als bei den Sozialisten, auf denen der permanente Vorwurf lastet, mit den Russen kollaboriert zu haben. Aufgabe des Fidesz wird es nun sein, die faschistischen Seitentriebe im Wurzelwerk des ungarischen Nationalismus rigoros zu kappen und das Liebäugeln mit den Stimmen der rechtsextremen Wählerschaft ein für alle Mal aufzugeben. Warum dies nicht schon längst geschehen ist, ist im Grunde unverständlich, denn eine klare Distanzierung von allem Faschistoiden und Rassistischen gäbe den Jungdemokraten Gelegenheit, die kommunistische Vergangenheit ihres verhassten Gegners, der Sozialisten, viel schonungsloser zum Gesprächsthema zu machen.

Zu hoffen ist auch, dass das Parlament doch noch einen Weg findet, den Tatbestand der Volksverhetzung rechtlich vernünftig zu fassen und strafbar zu machen. Ein sehr restriktiver Gesetzesentwurf der Sozialisten war im Mai gescheitert, nachdem das Verfassungsgericht befunden hatte, er stehe im Widerspruch zur Redefreiheit. Natürlich war auch diese Vorlage politisiert worden: Dem Fidesz war sie zu sehr gegen die Rechte gerichtet und auf Schonung der Ex-Kommunisten und ihrer Methoden der Verhetzung angelegt.

Fatale Verdrängung 

Es scheint, dass der oberflächliche politische Streit zwischen den ehemaligen Kommunisten und dem Fidesz die schonungslose Aufarbeitung des ungarischen Faschismus und seines fatalen antisemitischen Elements noch lange behindern wird. Dies ist nicht unerheblich, da die Verdrängung sowohl der kommunistischen wie der faschistischen Erblast die Mythenbildung erleichtert und das Entstehen neuer Extremismen begünstigt. Und wie Tibor Kovacs sagt: Die Dinge können sich ändern. Jahrelang, auch schon vor dem Zweiten Weltkrieg, hatten die Juden übelste Schikanen zu erdulden, ohne dass es zum Äussersten, zum Holocaust, gekommen wäre. Dann aber ging alles ganz schnell. Aus geplagten Mitmenschen wurden Vogelfreie, und Kovacs wurde von den Deutschen nach dem österreichischen Siegendorf ins Arbeitslager deportiert. Seine Arbeitsfähigkeit rettete ihn. Von seiner Familie überlebte nur eine Schwester: Sie kam 1945, 15-jährig, bis auf die Knochen abgemagert aus dem Konzentrationslager von Bergen-Belsen zurück. Tibor hätte nach den Vereinigten Staaten auswandern können, aber er wollte warten, bis seine Schwester volljährig war. Und dann war es zu spät.
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*            *         *



Cet article a eu des réactions multiples en Hongrie. Moi-même, je suis souvent questionné à ce propos. Ma réaction est triple. 

Primo, la question actuelle d’antisémitisme au centre de l’Europe remonte au Moyen-Age, comme dans la plupart des pays européens. Encore que par exemple les rois de Pologne ou de Hongrie dès le XIII aient plutôt encouragé le repeuplement de leurs pays par des peuples tels que les Arméniens, les Italiens ou les Juifs et ce, faisant suite à des invasions dévastatrices des Mongols. Néanmoins, après les prodromes provoqués par les autorités tsaristes à la deuxième moitié du XIXe siècle, les Juifs sont, à nouveau, assez massivement arrivés notamment dans cette partie de l’Europe. Ce moment a été particulièrement délicat car les sociétés centre-européens venaient simultanément subir les premiers assauts du capitalisme international, notamment allemand, et tentaient d’établir leurs Etats-Nations. 

Dès lors, ces sociétés ont été particulièrement ébranlées et vivent dans des conditions socio-économiques atroces. Des millions et des millions quittent la région vers l’Europe occidentale et surtout vers l’Amérique du Nord à la “recherche de terres”, à défaut de réformes agraires nécessaires dans leurs patries. Les Juifs en ont été les boucs-émmissaires tout désignés. (Les Roms ne se prêtaient pas encore à cet exercice politique.) Les fascisme et le nazisme du XXe siècle n’ont que renforcés ces processus aboutissant à la génocide dont cependant les Roms également sont déjà touchés.

Par rapport à ce premier point et au point suivant, voici une blague récente racontée à Budapest : “quelle est la différence entre l’antisémitisme polonais et hongrois ? Aucune, mais ... ! L’un est antisémite sans Juif, alors que l’autre l’est avec !”

Secundo, après la prise du pouvoir des communistes, un avantage momentané de ces régimes au centre de l’Europe a été qu’elles se sont tues à propos de l’antisémitisme, voire ont interdit d’en parler. Ainsi, les peuples l’ont progressivement et simplement oublié dans une large mesure, sauf l’un ou l’autre milieu d’intellectuels. Les contradictions sociales ont dû trouvé d’autres canaux pour s’exprimer ou faire agir: par exemple, par des révoltes en 1953, 1956, 1968, 1973 et 1980. Des expressions antisémites qui persistaient dans le langage courant sont, selon moi, devenues une manière de parler. Certes déplaisante, elle ne constitua toutefois pas de risque, sauf organisation systématique de la thématique par des politiques ou des intellectuels, comme en Pologne communiste dans les années 1960.

Tertio, depuis environ le tournant des années 1970-1980, la transition vers le capitalisme et l’internationalisation de ce dernier ont provoqué - ces 25 dernières années et une fois de plus - des résultats socio-économiques désastreux au centre de l’Europe, auxquels 10 à 20% de la population a pu échapper. Cette dernière couche de la population consistent en des capitalistes nationaux, des détenteurs du capital social ou culturel, des politiques haut  placés et des personnes indispensables à ces trois catégories : avocats, informaticiens, organisateurs, ingénieurs, financiers, administratifs, etc. de haut niveau de compétence. 

Les classes dirigeants ont, sans grand effort d’originalité, réinventé “la question juive” afin de ne pas devoir répondre aux réquisitions de la partie opprimée de la société. Soit, elles attribue à une partie réelle ou fictive de la population la cause des difficultés socio-économiques et leur impute même la domination des médias en redécouvrant “le complot international des Juifs”. Soit, elles y consentent tacitement ou ne réagissent point en termes politiques efficaces contre cet néo-antisémitisme

Du point de vue politique, il convient de relativiser le phénomène, car la majorité des populations ne semble fondamentalement pas concernée par ces débats, si l’on croit à des enquêtes. L’antisémitisme populaire est devenu aujourd’hui l’attitude raciste à l’égard des Roms. L’expression politique ne dépasse guère ce que l’on observe dans les pays d’Europe occidentale. Il reste que la responsabilité de la société civile est d’importance. Dans le monde associatif, les organisation les plus importantes sont des Eglises chrétiennes. A leurs sommets, l’antisémitisme tend à régner, sauf quelques heureuses exceptions. Il en résulte que leurs membres, les croyants  doivent assumer leur devoir pour combattre ce syndrome au sein de leurs sociétés respectives. Elucider le passé et le rôle des Eglises dans l’antisémitisme est une priorité. Sa suite correspond à un effort accru d’oecuménisme dont les premiers pas ont déjà eu lieu. 

Les PECO adhérés au 1.5.2004
En Pologne, le débat s’est clairement ouvert à propos de la question à savoir si le pays doit maintenir sa présence militaire en Irak et pourrait constituer un enjeux des élections générales au printemps 2005. On sait que la majorité des Polonais n’ont jamais été partisans de cette intervention militaire. De plus, dans les milieux capitalistes, on semble être déçu du fait que l’intervention n’apportait que peu de contrats lucratifs et partant de profits en leur faveur (FT, 14.10.2004 et International Herald Tribune, 5.10.2004).

En Slovaquie, la privatisation des services de santé devrait éliminer le payement en noir des médecins du système national de santé, grâce à la concurrence, dit-t-on à Bratislava !

Le réseau électrique de l’Europe occidentale a été relié à celui des Balkans en octobre 2004.

En Slovénie, le Parti démocratique slovène (SDS) a dominé les élections du 3 octobre, en remportant 29% des suffrages. Pour la première fois depuis son indépendance, la Slovénie passe à droite. C'est l'heure d'une revanche historique pour Janez Jansa, le « héros » de l'indépendance slovène, « l'homme charismatique des périodes ténèbreuses de l'histoire slovène ». La droite slovène sera-t-elle dépendante des nationalistes euro-sceptiques du Parti national (SNS), qui font leur entrée au Parlement.

En Lituanie, les élections générales d’octobre 2004 ont fait apparaître du succès du Parti du Travail que l’on classe parmi les partis de “populisme de droite”. Devenu semble-t-il millionaire et homme le plus riche de son pays grâce aux fonds provenant de l’UE, le dirigeant du parti, Viktor Uspaskich, est assimilé à Silvio Berlusconi à la Lituanie. En tout état de causes, le pays recherche de stabilité avec ses voisins et plus particulkièrement avec les autres pays baltes, la Russie et le Bélarus (entretien avec le père de l’indépendance, Algirdas Brazauskas, in TBT, 7.10.2004).

Les salaires bruts et les pensions mensuels dans les pays baltes se comparent, en € et respectivement, comme suit (TBT, 7.10.2004) :

•
Estonie  : 474 et 136

•
Lettonie : 315 et 107

•
Lituanie : 354 et 107 Ces chiffres se comparent au salaire moyen de € 170 par mois.

Un agent américain de FBI qui y serva pendant 27 ans, a, en tant qu’attaché juridique, collaboré pendant cinq à l’ambassade des EUA en Estonie, puis maintenant revient dans le pays pour former des policiers.

Latvian labor law: Any need for further reform? By Valters Kronbergs,

TBT, 23/29.9.2004 

In the European Union employment law is basically left up to the member states. It is not surprising, therefore, that we find considerable differences in employment law from country to country within the EU. Yet since the 1970s the “social Europe” advocates have been seeking to advance a single Pan-European employment framework, with a view to implementing the existing north European model of employer-restrictive employment law across the union. The most recent example of this has been a proposal from the European Commission to limit Britain’s ability to opt out of the EU’s working-time directive. The approach in Britain has been to resist the EU’s social and employment initiatives, seeing them as a barrier to employment market flexibility and growth. Attempts at curtailing the British opt-out has triggered a lively public debate over the proposals, with one British employer organization characterizing them as a totally unacceptable effort to “impose a Franco-German style of industrial relations through the back door.”

In Latvia, these kinds of issues rarely receive any public attention. The prevailing view seems to be that since Latvia has basically harmonized its laws with the EU and a series of International Labor Organization conventions it ratified in the early 1990s, not much needs changing in the area of employment law. That’s why it was interesting to hear one Latvian business leader suggest recently that Latvia should cut back on the legal requirement of a four-week annual vacation. His logic was simple: If Latvia wants to make good on the government’s stated objective of reaching the EU’s average GDP level within 10 years, wishful thinking alone won’t do it. Perhaps unsurprisingly, the idea of cutting back vacation entitlements did not get much support and isn’t likely to go any further.

So is there anything left to improve in Latvia’s labor and employment legal framework, or is it fine as it is? One area where there is still a bit of a curiosity is the unenforceable “duty to bargain” with unions. In cases where an employer is faced with a certified union, he has a legal duty to negotiate with a view to concluding a collective agreement. Yet there is no real mechanism in place to bring closure to the process; if the parties are intransigent, they can endlessly go through the motions of negotiating but never reach an agreement. While this may please some employers who are unsympathetic to the idea of having a collective agreement, it still means that they have to show signs of negotiating – whether they are doing so in earnest or not – and that can amount to a considerable waste of time and resources. 

A system of compulsory arbitration for first contracts would be one possible solution. Yet how would that be, for example, in a case where the union only has 25 percent support of the workforce, enough to get certified but not really representative of the entire group of employees? Maybe compulsory arbitration, combined with a majority support threshold (instead of just 25 percent), would be a better combination. Another area of some concern is the fairly broad scope of jurisdiction of the labor inspectorate. While the inspectorate clearly has an important role to play in the enforcement of occupational. 

Dernières privatisations en Pologne ou Croatie

Das polnische Parlament hat die Privatisierungspläne für die PKO Bank Polski am Freitag bewilligt, die Regierung aber gleichzeitig angewiesen, die Aktien ausschliesslich inländischen Käufern anzubieten. Schatzminister Jacek Socha meinte in einer ersten Reaktion, dass der Auflage keine rechtsverbindliche Kraft zukomme. Angesichts der anstehenden Vertrauensabstimmung - die Minderheitsregierung Belka bedarf im nächsten Monat einer weiteren Bestätigung durch das Parlament - ist eine Missachtung der Weisung der Volksvertreter jedoch wenig wahrscheinlich, auch wenn die Juristen zur Auffassung kommen sollten, dass es sich dabei tatsächlich nur um einen Wunsch oder eine Empfehlung gehandelt habe.

Unter Finanzmarktexperten wird befürchtet, dass der polnische Markt durch die parlamentarische Auflage hoffnungslos überfordert würde. Das für den 5. November vorgesehene Initial Public Offering (IPO) für vorläufig 30% des PKO- BP-Kapitals (das mit Abstand grösste IPO der polnischen Geschichte) hätte laut bisherigen Plänen einen Erlös von 5 Mrd. bis 6 Mrd. Zl. oder 1,8 Mrd. bis 2,1 Mrd. SFr. bringen sollen. Polen bedarf der Mittel dringend, um das Budgetziel für das laufende Jahr - Privatisierungserlöse von 8,8 Mrd. Zl. - wenigstens annähernd erreichen zu können. Gelingt dies wegen der Einschränkung des Angebotes auf das ersparnisschwache inländische Publikum nicht, wird die Regierung zu noch grösseren Schuldenaufnahmen im Ausland gezwungen sein.

Bei der vor 85 Jahren gegründeten und auch während vier Jahrzehnten unter kommunistischer Ordnung als Sparkasse fürs Publikum weitergeführten PKO BP handelt es sich um die einzige noch nicht privatisierte Grossbank in den neuen mitteleuropäischen EU-Ländern. Mit Ausnahme der von ausländischen Finanzinvestoren kontrollierten ungarischen Branchenführerin OTP sind in den letzten Jahren alle wichtigen Finanzinstitute dieses Raumes in die Strategien westlicher Muttergesellschaften eingebettet worden (NZZ, 24.9.2004).

Après l’intérêt qu’il porte à la banque serbe Jubanka, le groupe financier hongrois OTP s’intéresse à présent à la banque croate Nova Bank.

Elections dans les Balkans (d’après le Courrier des Balkans et NZZ, notamment) 

Le Président de Serbie Boris Tadic a appelé les Serbes du Kosovo à prendre part aux élections parlementaires organisées dans le protectorat international le 23 octobre, s'opposant ainsi au gouvernement de Serbie, à l’Eglise orthodoxe et à l'opinion de la plupart des représentants serbes du Kosovo. Seuls Vuk Draskovic et Oliver Ivanovic soutiennent cet appel. Le président serbo-monténégrin Svetozar Marovic préconise de son côté une conférence internationale pour régler la question de Kosovo.

Parmi 20 pays en transition, la Serbie se classerait au second rang pour la le développement de ses médias, selon les données fournies par les représentants de IREX-ProMedia, qui ont suivi ces trois dernières années le développement de la liberté d'expression, les critères professionnels, la transparence des sources, les aspects économiques et la politique des instituts qui soutiennent les médias. Cependant, le nouveau maire de Trstenik veut dénoncer la donation de la télévision
locale à l'évêché orthodoxe de Zica, décidée par l'ancienne municipalité. Les  organisations professionnelles de la presse avaient dénoncé cette donation, préjudiciable à l’Etat et aux employés de la chaîne.


En Sandjak de Novi Pazar au sud de la Serbie, la crise exacerbe les tensions ethniques. La crise économique qui frappe le Sandjak de Novi Pazar met en évidence les tensions ethniques et sociales qui s’exacerbent dans la principale ville de la région. L’industrie textile, qui a fait la fortune de Novi Pazar, est en faillite.

En Serbie, une grande manifestation citoyenne a été organisée à Pancevo au bord du Danube, sous le slogan « disons non à la pollution ». La pollution de l'air provoquée par la raffinerie de pétrole et les usines pétrochimiques de la ville est sans
cesse plus préoccupante. Des appels ont été lancés au gouvernement et aux
entreprises responsables de la pollution.


On peut se demander si l’on n’envisage pas une voie spécifique pour le Monténégro, en suggérant une rupture d’avec la Serbie ? Une rencontre informelle a réuni les chefs de la diplomatie européenne à Maastricht en septembre 2004. Pour la première fois, l’hypothèse d’une « double voie » dans l’intégration européenne de la Serbie et du Monténégro a été évoquée. Milo Djukanovic chante victoire, mais la plus grande prudence demeure pourtant de mise. Javier Solana reste attaché au maintien de la Communauté des deux Etats.

L’extrême droite nationaliste serbe a enregistré une nouvelle poussée en Voïvodine au premier tour des élections locales en septembre 2004, alors que les incidents interethniques se multiplient dans cette province du nord de la Serbie. Ces élections locales confirment le face-à-face Démocrates/Radicaux. La participation n’a été que de 34% dans toute la Serbie, et 32% à Belgrade. Le Parti démocratique (DS) arrive en tête à Belgrade et beaucoup de grandes villes, mais l’extrême droite progresse encore, notamment en Voïvodine, où avaient également des élections pour le Parlement régional. Les partis de l’actuelle coalition gouvernementale essuient un nouvel échec. 

Bei den serbischen Kommunalwahlen steht die ultranationalistische Radikale Partei bereits seit Wochen als Gewinnerin fest. Anderseits profitieren die Demokraten von der Popularität von Präsident Tadic. Der Erfolg der Radikalen wird gedämpft durch den Unternehmer Bogoljub Karic mit seiner populistischen Partei Kraft Serbiens.Der serbische Ministerpräsident Kostunica dürfte bei den Gemeindewahlen in Serbien die zweite Niederlage innerhalb von drei Monaten erleiden. Nach inoffiziellen Ergebnissen landet er zumindest in der Hauptstadt Belgrad nur auf dem dritten Platz. Mehr Stimmen erhielten die Demokratische Partie Serbiens und die Ultranationalisten.

Dans les zones rurales, le problème d’environnement se pose en Serbie. Par exemple le village Sumadija cherche des solutions “bios”.
http://www.balkans.eu.org/article4680.html La pollution ne concerne pas seulement les régions urbaines et industrialisées, mais les zones rurales sont largement oubliées par les programmes publics. Une commune de Sumadija veut pourtant expérimenter un technique naturelle de traitement des eaux usées, en reliant ce projet à celui d'un développement de l'agriculture biologique. Un beau pari pour la Serbie centrale ! En Monténégro : la pollution urbaine tue les rivières : www.balkans.eu.org/article4674.html . Les poissons ont déserté depuis longtemps les rivières monténégrines. Des trois rivières qui coulent aux alentours de Podgorica, la Ribnica et la Moraca sont les plus polluées : le traitement des eaux usées est insatisfaisant, et les garages n'hésitent pas à relâcher des huiles de vidange dans les rivières. Aucun contrôle n'est encore sérieusement pratiqué.

L'UE remplace les Nations Unies au Kosovo, mais les dirigeants albanais restent méfiants envers la perspective d'un protectorat européen. Certains mettent ainsi en garde contre une administration dirigée par Bruxelles, qui ne serait pas moins lourde et bureaucratique que celle des Nations Unies. 

La Macédoine a fêté le 8 septembre 2004 le treizième anniversaire de son
indépendance, mais l’avenir du pays est incertain. Un référendum devra être organisé sur la réforme municipale et l’adoption du bilinguisme dans les communes où les minorités représentent au 20%. Cette mesure voulue par les accords d’Orhid risque de transformer la Macédoine plurinationale en Etat binational. De jeunes Macédoniens partent en Irak pour fuir le chômage. Ils sont prêts à courir tous les risques pour le salaire de 1500 dollars promis par les sociétés de construction établies dans les Emirats arabes unis, alors que trois Macédoniens ont déjà été enlevés à la fin du mois d’août. La majorité des candidats à l’expatriation viennent de Kumanovo où se trouve une base militaire américaine importante.

En Bosnie-Herzégovine, les nationalistes serbes du SDS ont essuyé un sérieux revers au profit des Sociaux-démocrates serbes de Milorad Dodik, tandis que le SDP maintient ses positions dans la Fédération et le district de Brcko. Les partis nationalistes restent cependant dominants.


En Albanie, cinq centrales hydro-électriques seront cédées en concession à des compagnies étrangères, après leur construction. L'investissement s'élève à € 400 millions environ d'investissements pour la réalisation de ces nouvelles centrales. La nouvelle loi anti-mafia qui vient d'être adoptée en Albanie prend modèle sur la loi italienne. Elle représente un pas nécessaire pour combattre un fléau qui se développe de manière toujours plus inquiétante. Des enquêtes internationales identifient 15 familles mafieuses albanaises. 80% du trafic mondial d'héroïne passerait par l'Albanie. Les socialistes albanais traversent la plus profonde crise de leur histoire. Le parti s'est divisé entre Fatos Nano et Ilir Meta, qui a fondé son propre Mouvement socialiste pour l'intégration. La position du Premier ministre Fatos Nato est sérieusement affaiblie, tandis que le chef de l'opposition, Sali Berisha, promet un « scénario géorgien » après les élections de juin 2005.

En Roumanie (dans la région transyvlvaine), l’OTAN a en octobre 2004 conclu avec la Russie de mener un exercice militaire commun dans la Méditerranée. Les EUA hésitent entre différents lieux où ils pourraient installer leurs bases militaires en Roumanie : Luna et Giarmata en Transylvanie; Bucarest, Fetesti, Mihail Kogalniceanu et Topraisar dans le sud-est du pays. Dans plusieurs de ces lieux, les bases élémentaires existent déjà, faisant suite à l’attaque contre l’Irak. En ce qui concerne les élections présidentielles en décembre 2004, le libéral Theodor Stolojan s’est retiré pour des raisons obscures et est remplacé comme candidat à la présidence par Traian Basecu, le maire de Bucarest. Le candidat socialiste, l’actuel premier ministre Adrian Nastase ne s’en rejouira guère, car son nouvel adversaire peut espérer d’être élu.


Espace économique, voire politique commun Russie-Bélarus-Ukraine-Kazakhstan, ainsi que la République moldave 

Courrier des Balkans se demande : Après la Géorgie, l'Ukraine ? Les anciens militants du mouvement Otpor (« Résistance »), artisan de la chute du régime de Slobodan Milosevic, sont devenus des experts internationaux ès-révolutions. L'un d'eux, Aleksandar Maric, vient cependant d'être expulsé d'Ukraine, où des
élections très sensibles sont convoquées le 31 octobre. Le Courrier ne mentionne pas que l’intervention d’Otpor en Géorgie a été soutenue par la Fondation Soros! Voir aussi l’Annexe ci-dessous.

Les élections au Bélarus sont déroulées dans des conditions particulières que l’on connaît. D’une part, selon certains observateurs “d’Occident”, il y a eu des abus évidents : mauvais fonctionnement de la justice, corruptions, contrôle de certains média ou manipulations électorales, souvent dénoncés à juste titre par l’UE. Hélas, tous ceci est la caractéristique commune de beaucoup de PECO adhérés ou non. De plus, cet Occident-là mène un travail de sape indiscutable envers le Bélarus à partir surtout de la Pologne et de la Lituanie (voir les nombreuses indications dans TBT). Sans doute, d’aucuns poursuivent une stratégie visant à affaiblir la Russie dans son flanc occidentale, à l’instar de ce qui se fait à l’égard de l’Ukraine, également. D’autre part, certains analystes font remarquer une série de choses dont il faut tenir compte dans l’appréciation de la situation politique du pays (l’article notamment de Stefan Wagstyl in FT du 17.10.2004 et des écrits nombreux dans NZZ). 

Une liberté de presse relative, mais étonnante y semble régner. L’attachement  est réel au Président Lukachenko qui, depuis son avènement, garantie le payement des salaires et des pensions, certes modestes, mais assurés ce qui importe le plus à la majorité de la population. Le Bélarus a tout intérêt de maintenir des relations amicales avec la Russie qui, elle aussi, n’en est guère désintéressée, puisque le Bélarus correspond à un des pays de transit pour l’évacuation d’hydrocarbures russes vers l’Europe occidentale. Toutefois, Minsk s’avère hésitant dès qu’il s’agisse de laisser entrer les grands groupes financiers russes dans le pays.

Quoi qu’il en soit, Lukachenko est assuré à se maintenir au pouvoir et à avoir une majorité au Parlement.


Le conflit entre la Russie et les EUA apparaît également en République moldave, séparée en deux parties, l’une plus “maffieuse” que l’autre. Chaque puissance intervient dans une des parties. Personne en s’intéresse au bien-être de la population.

B. La Turquie et la Caucasie méridionale
Après le rapport déposé au début d’octobre par la Commission, les voix se multiplient pour mettre en évidence la nécessité tant pour la Turquie que pour l’UE de faire des efforts accrus d’intégration et d’adaptations l’une part rapport à l’autre. En Turquie, le nationalisme proprement turc qui craint l’UE et rêve d’une puissance régionale panturque comme le nationalisme kurde qui s’avère fort divisé devrait encore se définir par rapport aux perspectives décennales d’adhésion de la Turquie à l’UE. 

Du côté de l’UE à 25, la nécessité de réfléchir l’intégration des 15 à 20 millions musulmans déjà sur son territoire devient évidente dès aujourd’hui et s’impose bien entendu dans la prochaines années avec une certaine urgence. Il en est de même du diasporat turque de 4,7 millions de personnes dans l’union dont 2,6 millions en Allemagne.

Les deux entités doivent de nouveau reprendre la question de leurs relations par rapport aux EUA, au sein de l’OTAN, mais aussi aux problèmes du Moyen-Orient et de l’Asie centrale. Le projet américain du “Grand Moyen-Orient” s’oppose à celui que l’UE a initié avec la conférence de Barcelone en 1995. Le noeud du problème reste évidemment les discordes à propos du Proche-Orient et plus particulièrement de la Palestine/l’Israël. Enfin, il reste aussi la dominance de l’armée turque en Géorgie qui avec l’arrivée de l’armée américaine “occupe” le pays sous la houlette de l’OTAN et le partenariat militaro-stratégique de la Turquie avec l’Israël depuis 1996.

L’économie turque s’améliore, mais pas pour tout le monde
Voici deux articles qui en donne les principaux éléments :

Turkey’s turnround is not assured, By Martin Wolf, FT October 19 2004 (extraits) 

... After decades of high inflation and deteriorating performance, stability and high growth are in sight. The opportunity is great. So, too, are the perils. For it is now, when the immediate crisis has eased, that the temptation to relapse into old habits is at its greatest. As I discovered last week during a visit, the government seems to be well aware of the risks. This is one of the reasons why it decided in August 2004 to approach the IMF for what everyone hopes will be a final three-year stand-by agreement. This must be seen as the exit programme: exit from excessive debt; and exit from instability. This is no far-fetched vision. 

Since the crisis of February 2001, Turkey has made extraordinary progress. Inflation has fallen below 10 per cent for the first time since 1973, from more than 50 per cent in 2001. The primary fiscal surplus (the balance before interest payments) of the consolidated public sector is forecast to reach 6.5 per cent in 2004, up from 3 per cent in 2000. The ratio of net public sector debt to gross national product has fallen from 94 per cent in 2001 to an IMF forecast of 70 per cent at the end of this year. 

After contracting by 9.5 per cent in 2001, the economy is forecast to expand by 30 per cent between then and this year, with this year's growth expected to exceed 10 per cent. 

Turkey's remarkable recovery is due to the flexibility of its economy and the policies of stabilisation and reform put in place under the direction of Kemal Dervis, the then minister of the economy, and continued under the present government... Among the most important have been the introduction of inflation targeting and the hugely expensive restructuring of the banking system. This cost more than 30 per cent of 2002 GNP and more than half of total banking assets at the end of that year. The incompetence, corruption and fraud behind these numbers almost beggars belief. The spending on this bailout was also the chief explanation for the jump in public debt from 57 per cent of GNP in 2000 to 94 per cent in 2001... 

... In 1980, Turkey's income per head was the same as South Korea's and four times as high as China's. By 2003, it was less than 40 per cent of South Korea's and only a third higher than China's. Moreover, between 1990 and 2001, Turkey's GDP per head (at purchasing power parity) rose at a trend rate of only 1.7 per cent, against 1.4 per cent in France and 4.5 per cent in Poland. Turkey's GDP per head, at PPP, in 2003 was also less than a quarter of the French and 60 per cent of the Polish. If Turkey's growth performance does not improve, its GDP per head will never converge on the European Union average. The entry of such a large, poor country might then create unmanageable stresses. 

The next few years will determine whether Turkey builds on the stability it has begun to achieve or whether, to the relief of many in the EU, it suffers a relapse. The temptations are not small. The government has constituencies to placate. But to go down the primrose path of short-run popularity towards another round of instability would ruin its reputation, as it has ruined that of its predecessors... 

First, public sector debt remains far too high for comfort. Assume trend economic growth of 5 per cent and a primary fiscal surplus of 6.5 per cent of GDP. The debt ratio will then fall, as long as real interest rates stay below 15 per cent. Currently, those on domestic debt are about 12 per cent. But shocks to credibility could easily push them higher. A primary fiscal surplus of 6.5 per cent remains the minimum required for safety. 

Second, Turkey's low national savings rate (a mere 17 per cent of GDP in 2002, against China's 44 per cent) and high current account deficit (forecast at 4 per cent of GDP this year) also make a tight fiscal policy essential. This is particularly important when the external deficit is financed by short-term lending rather than by foreign direct investment (a net inflow of only $1.35bn in the first eight months of this year, against a current account deficit forecast at more than $12bn). A reversal of that lending and a consequent steep fall in the currency could devastate the credibility of the disinflation. 

Third, the quality of spending and taxation needs vast improvement. This is a country where people are allowed to retire at 46! It is little wonder that the social security system is running a deficit of 4.5 per cent of GDP. Improvements in tax administration and the structure of an obsolete tax system, heavily dependent on excise duties, are also essential. 

Fourth, inflation must be brought down to low single-digit figures. The current target is 8 per cent next year, which should be achieved with ease. It would be good if Turkey hit 5 per cent in 2006. Fifth, structural reforms must be continued with vigour. The reconstruction of the financial system must be completed, ideally with large-scale foreign investment. Privatisation, too, needs to be accelerated. While the government appears to be determined, progress remains slow. 

In all, Turkey must be transformed into a dynamic, outward-looking and competitive market economy. Three years ago the question was whether Turkey would avoid an outright default. Today, it is whether it can transform a successful turnround into enduring stability. The IMF must insist on an agreement that will do the job. It owes such toughness not to itself but to the people of Turkey. The government has already shown the capacity to cope with hard times. Does it also have the self-discipline to persevere in better ones? That is the question it alone can now answer. 

Ankara starts to mean what it says on economy, By Vincent Boland, FT  October 20 2004 (extraits).
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When the Turkish government unveiled its 2005 budget two days ago something unusual happened: investors took it seriously. This was not always the case with Turkish budgets, which used to contain over-optimistic expectations and questionable figures. But after nearly three years of structural reforms and surging economic growth, investors are becoming convinced that Turkish governments are starting to mean what they say when it comes to economic policy... The most important element in the budget ... was the commitment to a primary surplus - the public sector surplus before interest payments of 6.5 per cent - of gross domestic product. This target was included in a loan agreement Turkey signed with the International Monetary Fund after the financial crisis and recession of 2001.

That agreement expires next February, and investors had been nervous the government would seek to reduce the primary surplus target because of pressure to increase public spending. Kemal Unakitan, the finance minister, dispelled those fears this week when he confirmed the commitment to the 6.5 per cent target, ensuring an agreement to extend the IMF programme, probably for three years, was likely.

Mr Unakitan, in an interview last week, said the government was ready to extend the IMF programme. "There is no option for Turkey," he said. "We are committed to this programme and we will implement it."

The chief remaining concern for investors is a soaring current account deficit, which has reached nearly $10bn (€8bn, £5.5bn) so far in 2004
. Mr Unakitan said the deficit was not a worry this year. The budget also suggests that special revenue-raising measures such as increases in value-added tax would be implemented next year if the deficit threatens to spiral too high. The economy has recovered strongly after the financial crisis of 2001 and recorded GDP growth of nearly 12 per cent in the first half of this year. Annual inflation fell below 10 per cent in September for the first time in over 30 years.

These trends are well ahead of the forecasts of the central bank, the government and most independent analysts, and reflect both structural reform, especially of state enterprises and the banking sector, and a leap in productivity. The rapid expansion of the economy is not being felt throughout the country. There are still huge disparities between the relatively wealthy west, around Istanbul and Izmir, and the deprived east. 

In the south-eastern city of Diyarbakir, inhabited mainly by ethnic Kurds, unemployment is running at up to 65 per cent among those available for work, according to Kutbettin Arzu, president of the city's chamber of commerce.

Such issues, more than the rapid growth of GDP, were likely to concern the European Union, analysts said, if EU leaders agreed in December to start entry negotiations with Ankara...

Ankara, les militaires et les droits humains
Mutation of Turkish army helps EU drive, by Vincent Boland, in FT, 8.10.2004 (extraits en traduction française).

Pour la première fois dans l’histoire de la Turquie depuis 1923, le budget de l’éducation nationale est supérieur à celui de l’armée. Ce dernier budget serait devenus plus clair et mieux soumis au contrôle parlementaire. Cela est devenu possible grâce au chef d’état-major actuel, Hilmi Özkök, qui est considéré comme démocrate et favorable à l’adhésion de son pays à l’UE.

Info-Türk du 8 octobre 2004 donne des informations suivantes. Les derniers chiffres concernant les cas de torture en Turquie sont éloquents: pour les 6 premiers mois de 2004, ce ne sont pas moins de 692 cas qui ont été dénoncés. En 2003, 562 cas avaient été soulevés, hors et dans les centres de détention. Selon les associations de défense des droits de l'Homme, les tortures à l'électricité et les coups ont été les principaux moyens utilisés. "Peu après la parution, dans les médias, des déclarations de Monsieur Verheugen affirmant qu'"il n'y a pas de torture systématique en Turquie", les principales organisations de défense des droits de l'Homme – TIHV, IHD et Barreau de Diyarbakir - ont écrit au Commissaire à l'élargissement. Ils lui ont fait parvenir, vers le 25 septembre, un dossier contenant des preuves concrètes de torture (certificats médicaux, photos, déclarations, etc.).

Info-Türk du 27 septembre 2004 donne des informations suivantes. Le parlement turc a entériné dimanche 26 septembre en séance extraordinaire la réforme controversée du code pénal turc. Bien qu'il soit exagérément applaudi par le commissaire Verheugen et d'autres dirigeants de l'UE en raison de l'absence de la mention de l'adultère, le nouveau code pénal turc est plein d'articles anti-démocratiques. Dix jours après le retrait par le gouvernement du projet afin d'y introduire une clause pénalisant l'adultère, les deux derniers articles du code pénal, ainsi que deux autres projets de lois visant à reformer le système judiciaire, ont été votés après des débats qui ont duré plus longtemps que prévu en raison d'amendements imprévus et de désaccords sur le calendrier de leur application. 

A propos de l’article sur l’adultère, le débat a porté... par les organisations féminines et les milieux pro laïques /qui/ ont crié au scandale, accusant le gouvernement de régression sociale et d'atteinte à la vie privée alors que le pays a encore beaucoup à faire pour assurer une véritable égalité entre hommes et femmes, réclamée par l'UE. La Cour constitutionnelle turque avait aboli en 1996 des dispositions du code portant sur l'adultère, les estimant contraires à l'égalité des sexes. 

Les députés de l'opposition ont également critiqué le fait que le nouveau code pénal sera mis en application en trois temps -- une première partie, sur l'urbanisation sauvage, immédiatement, le gros de la loi le 1er avril 2005, et des articles pénalisant la pollution de l'environnement le 1er avril 2007. Le CHP a annoncé qu'il saisirait la cour constitutionnelle pour faire annuler la clause retardant jusqu'en 2007 la pénalisation des atteintes à l'environnement, ainsi que quelques autres amendements de dernière minute imposés par le Parti de la Justice et du développement (AKP - au pouvoir). 

Toutefois, M. Verheugen, comme plusieurs autres dirigeants de l'Union européenne est trompé une fois de plus, car le nouveau code pénal turc est plein d'articles antidémocratiques et répressifs menaçant la liberté d'expression et de la presse. La plupart de ces articles existent déjà dans l'ancien code pénal, emprunté en 1926 au code pénal de Mussolini... Ainsi, même avec ce nouveau code pénal adopté sans mention d'adultère, la Turquie restera toujours un pays où la liberté d'expression et de la presse soumise toujours à la répression de l'Etat. 

Voici des articles antidémocratiques du nouveau code pénal.. :

Article 216 (nouvelle forme de l'Article 312) - Inciter une partie du peuple appartenant à des classes sociales, races, religions, sectes ou régions contre une autre partie du peuple dans une manière dangereuse pour la sécurité publique: jusqu'à 3 ans (si commis par des médias, augmenté d'un demi). 

Article 220/8 - Propagande d'une organisation fondée pour commettre des crimes: jusqu'à 3 ans (si commis par des médias, augmenté d'un demi). 

Article 285 - Révélation de l'information confidentielle relative à une enquête légale: jusqu'à 3 ans (si commis par des médias, augmenté d'un demi)... 

Article 301 - Insulte au drapeau turc ou à n'importe quoi portant le symbole de l'état turc (croissant et étoile): jusqu'à 3 ans (si commis par un citoyen turc à l'étranger: augmenté d'un tiers) ; Insulte à l'hymne national turc : jusqu'à 2 ans (si commis par un citoyen turc à l'étranger: augmenté d'un tiers). 

Article 302 - Insulte à l'identité nationale turque, à la République ou à la Grande Assemblée nationale de Turquie: jusqu'à 3 ans (si commis par un citoyen turc à l'étranger: augmenté d'un un tiers) ; insulte au gouvernement turc, aux organes juridiques d'organes, aux institutions militaires ou de la sûreté: jusqu'à 2 ans (si commis par un citoyen turc à l'étranger: augmenté d'un tiers). 

Article 306 - Activités contre des intérêts nationaux fondamentaux pour obtenir directement ou indirectement un avantage des personnes ou des établissements étrangers: jusqu'à 10 ans. (Selon le motif de cette disposition rédigé par la Commission parlementaire de la Justice, les citoyens qui demandent le retrait des militaires turcs de Chypre ou déclarent que le génocide arménien a effectivement eu lieu pendant la première guerre mondiale, pourront être poursuivies en vertu de cet article). 

Article 319 - Incitation des personnes contre le service militaire: jusqu'à 2 ans (si commis par des médias, augmenté d'un demi). 

Article 324 - Diffusion des nouvelles ou informations non-fondées pendant la guerre: jusqu'à 10 ans (si commis comme une campagne de propagande contre les militaires et en complicité avec un étranger: jusqu'à 20 ans). 

Article 330 - Dévoiler l'information qui devrait demeurer confidentielle en raison de sa nature pour la sécurité ou pour les intérêts politiques internes et externes de l'état: jusqu'à 10 ans (si commis pendant la guerre ou la préparation de la guerre: jusqu'à 15 ans). 

Article 331 -Dévoiler, en vue d'espionnage politique ou militaire, l'information qui devrait demeurer confidentielle pour la sécurité ou les intérêts politiques internes et externes de l'état: Prison à vie. 

Article 337 - Dévoiler l'information qui est interdite par les autorités compétentes et devrait rester confidentielle en raison de sa nature: jusqu'à 5 ans (si commis pendant la guerre ou la préparation de la guerre: jusqu'à 15 ans). 

Article 338 - Dévoiler, en vue d'espionnage politique ou militaire, l'information qui est interdite par les autorités compétentes et devrait rester confidentielle en raison de sa nature: jusqu'à 15 ans (si commis pendant la guerre ou la préparation de la guerre: Prison à vie). 

Le ex-député kurde Leyla Zana prend position contre la reprise des combats des opposants kurdes, car elle constituerait un frein à l'adhésion à l'UE. Quoi qu’il en soit, “A Turkish Human Rights Association (IHD) investigative report states security forces have forcibly evacuated Sirnak's Ilicak village in southeastern Turkey. "About 350 villagers were ordered to leave last month, allegedly because they could potentially supply Kurdish terrorists," it read. IHD Deputy Chairman Reyhan Yalcindag said: "The right to own property was infringed upon in Ilicak. When we visited we saw a tent city 600 meters from the village that displayed a horrible situation. A total of 343 people living in squalid conditions are close to starving." 

An armed conflict between security forces and the terrorist Kurdistan Workers' Party (PKK) died down with a unilateral cease-fire after the capture of PKK leader Abdullah Ocalan in 1999. Official figures show more than 3,600 ethnic Kurdish villages in Turkey were forcibly emptied during the 15 years of fighting. The forced evacuations waned during the cease-fire; however, after the PKK ended the cease-fire several months ago, armed conflicts once again began to escalate. Yalcindag said: "Most of those who have been unjustly treated are women and children. In the beginning they were forced to settle near their village but were then forced further away. The aim is to force them to leave completely."  Yalcindag asked the authorities to monitor health, saying villagers were living in unhealthy conditions and should be allowed to reside in their home village. (Turkish Daily News, August 27, 2004). Kurdistan Workers Party (PKK) guerrillas who called off a unilateral ceasefire in June 2004 would halt attacks if the Turkish government agreed to a bilateral truce, a PKK official said recently.

Le sabotage d’un oléoduc irako-turc
L'oléoduc reliant Kirkouk irakien au port turc de Ceyhan a été une fois de plus en feu en septembre 2004 au lendemain d'un sabotage qui a provoqué l'interruption des exportations de pétrole à partir du nord de l'Irak. L'oléoduc avec la Turquie, d'un diamètre de 101 cm, a été fermé à la suite du sabotage le plus grave depuis le début des attaques contre les infrastructures pétrolières il y a un an et demi", avait pour sa part dit à l'AFP Ahmad Hassan Ghafif, chef de la sécurité des gazoducs et oléoducs de la Compagnie pétrolière du nord (NOC). Il avait été entièrement réparé le 14 août précédent après une série de sabotages et "sa capacité était de 600 à 800.000 barils par jour", avait-il précisé. 

A propos du début proposé des négociations

Rappelons que la Commission a déposé son rapport sur la Turquie le 6 octobre 2004 et que le Conseil européen doit se prononcer lors d'un sommet le 17 décembre 2004 à Bruxelles sur l'ouverture éventuelle des négociations d'adhésion de la Turquie à l'UE. 

Turkish Daily News, September 2, 2004, écrit : The European Union should start accession talks with Turkey by mid-2005 if EU leaders agree at a December summit to give the green light for talks, Enlargement Commissioner Guenther Verheugen said. Verheugen, in an address at the European Parliament, said that he was against the idea that Turkey be given the green light for EU membership but that negotiations only begin in two years. Verheugen told Parliament the complex negotiations needed several months' preparation. "Without delay means four to six months. That's my view of without delay," he said, which meant talks should start by June 2005 at the latest. Verheugen's Commission will release a key progress report on Oct. 6 assessing Turkey's membership efforts and recommending whether or not Turkey is fit to open the long-delayed accession talks with the union. 

But over recent months he has sounded increasingly positive on Ankara's entry bid, and diplomats in Brussels expect the report to be positive. Turkey has passed a series of reforms in an effort to harmonize its laws with EU standards over the last few years, abolishing capital punishment and allowing greater cultural rights for Turkish citizens of different ethnic origin. The Turkish Parliament is expected to reconvene on September 2004 to amend the Turkish Penal Code, as part of efforts to meet the EU criteria. The commission's report will also look at the effect of Turkish membership on the EU's institutions. One of the big issues is how Turkey and the rest of the member states will fare under the decision-making system foreseen in the new EU Constitution, where decisions will be taken according to a set majority of population and a set majority of member states. By the time Turkey is likely to join the EU, it is expected that it will have the largest population of all EU member states. However, Verheugen said that he did not believe that it would have an "unbalancing effect."

Voir également dans les Annexes les autres articles sur la Turquie ! 

Azerbaïdjan, Géorgie et Arménie 

Rappelons du rapport déposé au parlement du Conseil de l’Europe qui a mis en évidence le problèmes de prisoniers politiques et du système juridique totalement défaillant en Azerbaïdjan.

C. Calendrier électoral

Les Huit PECO en adhésion au 1.5.2004 :
•
Estonie: communales en 2005 et législative en 2006

•
Lituanie: 

•
Lettonie: 

•
Pologne: législatives au plus tard juin 2005; présidentielles 2005;

•
Hongrie: 

•
Slovaquie: 

•
Rép. tchèque: législatives en 2006.

•
Slovénie: 

Autres PECO
•
Albanie: législative 2005 et présidentielle 2007

•
Bosnie-Herzégovine: législatives en novembre 2004.

•
Macédoine: 

•
Monténégro:

•
Kosovo: 

•
Croatie: 

•
Serbie: élections générales 28.12.2004.

•
Roumanie: présidentielles et législatives 28 novembre/12 décembre 2004.

•
Bulgarie: élections présidentielles et générales en principe en 2005.

•
Bélarus: 

•
Ukraine: présidentielles le 31 octobre 2004 et élections générales 2006.

•
Moldova: élections présidentielles ± février 2005

Turquie et pays de la Caucasie méridionale:

•
Turquie : législatives en 2006

•
Arménie :

•
Géorgie :

•
Azerbaïdjan : 

D. Publications récentes 
Les clivages politiques en Europe centrale et orientale (Ed. Jean-Michel De Waele)
Collection "Sociologie politique", Université de Bruxelles, Bruxelles, 2004; en voici le résumé de De Waele : L’Europe centrale et orientale est dans l’actualité. Adhésion à l’Union européenne, première participation aux élections européennes, crises politiques, différends avec la vieille Europe : dans toutes ces questions, les partis politiques ont joué un rôle déterminant. Ce livre tente de répondre à une série de questions. Comment peut-on analyser les paysages partisans de cette région ? Les grilles de lecture classique peuvent-elle s’appliquer à ces Etats qui ont connu des régimes de « démocraties populaires » durant plus de quatre décennies ? Les partis politiques de cette région ont-ils des spécificités ? Enfin, l’ouvrage propose d’analyser les clivages politiques principaux en Europe centrale et orientale. 

Sorina SOARE, Les partis politiques roumains après 1989, Editions de l’Université de Bruxelles, Bruxelles, 2004.

Financial Times World Reports, Central & Eastern Europe 2004: Investing in Central & Eastern Europe, September 21 2004; The region spanning the former communist empire still demonstrates some common characteristics, including both nostalgia and anger sparked by a common past, or in some cases, painful economic reform. But the European Union’s enlargement process, starting with the accession of eight states in May, is highlighting ever sharper differences, with some countries catching up fast with the help of high levels of foreign investment. Others remain stuck in a poverty belt, with problems that seemingly defy solution. 

Russie casts energy web over East Europe, in International Herald Tribune, 1.10.2004; l’article fort complet sur l’influence majeur des groupes énérgétiques russes au centre de l’Europe et la dépendance de l’Europe occidentale de ces derniers.

Lettre mesuelle du Conseil Central de l’Economie, La CCE en Slovaquie - Un voyage instructif, n° 96, septembre 2004; on surprit de la surprise de cette déléguation tripartite devant la situation sociale catastrophique en Slovaquie.

Peter JORDAN & andere (Hrsg.), Albanien, Peter Lang (Österreichesche Osthefte n°  1-2, 2003), Frankfurt a.M., 2003; un ouvrage de base multidisciplinaire.

The Economist, Outgrowing the Union - A survey of the European Union, 25.9.2004; un dossier de 9 pages assez remarquable sur l’avenir, les limites et la portée de l’UE.

Reliances, bulletin d’Opération Villages Roumains, n° 36, septembre-octobre 2004; enter autres, cette publication traite les élections européennes analysées par Edith Lhomel, le projet Rosia Montana que déjà j’ai souvent évoqué et Eglises orthodoxes et Islam face à l’Europe de ma propre plume.
IDM-Info für den Donauraum und Mitteleuropa, n° 5, 2004.

Migrations in Europe - The four last decades (ed. Christian Vandermotten et autres), Società Geografica Italiana, Roma, 2004; contrairement aux flux vers le milieu du XXe siècle qui portaient sur les jeunes cherchant d’emploi en ville, venant des régions rurales et périphériques, les tendances vers la fin du siècle sont décidément anti-urbain, accompagnées d’une revitalisation des espaces ruraux; en dépit de lever des contraintes spatiales ou technologiques par rapport aux flux internationaux, il semble bien que la tendance dominante indique que des flux intra-nationaux soient plus importants que des flux internationaux; en ce qui concerne “l’invasion” tellement crainte des flux migratoires d’origine extra-européenne, les données montrent que l’immigration vers l’UE s’avère en réalité plutôt modeste; les flux venant de “l’Est de l’Europe” ont été importants au début des années 1990, mais depuis lors ils baissaient. 

Colloque internationale organisé par GERME/ULB : LES MIGRATIONS DE L’EST VERS L’OUEST - ENTRE MOBILITE ET INSTALLATION du 1er octobre 2004 : Contrairement aux déclarations alarmistes, la chute des régimes communistes dans les pays d’Europe centrale et orientale n’a pas provoqué de flux migratoires massifs. Toutefois, la carte des migrations en Europe s’est fortement redessinée après 1990. De nouvelles formes de migrations temporaires et pendulaires se sont développées entre les pays de l’Europe de l’Ouest et les pays d’Europe orientale. Parallèlement, ces derniers sont aussi devenus non seulement des espaces d’émigration mais aussi d’immigration. 

En Europe, l’axe Ouest-Est est devenu un véritable espace de circulations migratoires et la figure du migrant s’est complexifié (touriste, travailleur saisonnier, travailleur illégal, etc.). L’élargissement de l’Europe internalise certains mouvements migratoires en faisant par exemple des Polonais des citoyens européens tout en leur interdisant l’accès libre au marché du travail et repousse la pression migratoire sur les pays périphériques et candidats à l’Union européenne, comme la Bulgarie et la Roumanie. Ce Colloque a pour objectif essentiel de présenter les spécificités de ces nouvelles formes migratoires, en examinant l’hypothèse selon laquelle la mobilité primerait sur l’installation. De même seront questionnés le rôle des femmes dans les mouvements migratoires, la fonction d’appel de certains marchés locaux du travail, les liens entre migrations internes et internationales, la circulation entravée, etc.

Introduction. Les nouvelles migrations de l’Europe de l’Est : les délocalisations de l’intérieur par Andrea Rea

Les mouvements migratoires de personnes en provenance des pays de l’Europe centrale et orientale qui ont repris depuis le début des années quatre-vingt dix se différencient des migrations antérieures à plus d’un titre. Bien que leur intensité n’a pas été aussi forte que celle annoncée par des déclarations alarmistes, les émigrations en particulier de la Pologne, de la Roumanie ou de la Bulgarie dans les pays de l’Europe occidentale sont conséquentes. Elles se caractérisent notamment par le fait qu’il s’agit d’une émigration plus urbaine, plus féminine et plus qualifiée. Par ailleurs, ces nouvelles migrations semblent se différencier davantage par le maintien dans une mobilité ou une circulation migratoire que dans la recherche d’une installation dans le pays d’immigration. Enfin, ces migrations expriment la diversification statutaires des nouveaux migrants (salariés, indépendants, petits entrepreneurs, commerçants, etc.). Toutefois, ces nouvelles migrations s’inscrivent aussi dans un cadre de politique publique spécifique caractérisée par la gestion et le contrôle des frontières. Ces migrations que se rencontrent autant dans les pays de l’Europe du nord que dans ceux de l’Europe du sud, semblent parcourir le chemin inverse de certaines activités économiques. Ainsi, si des délocalisations économiques sont à l’œuvre de l’ouest à l’est, on assiste aussi à des délocalisations intérieures dans les pays d’Europe occidentale. Ces délocalisations intérieures, qui ne concernent qu’une partie de ces nouvelles migrations, caractérisent les situations de migrants travaillant dans les activités les moins prisées, les moins bien rémunérées, ayant besoin d’une main-d’œuvre abondante et maintenus à la marge des institutions sociales. 

Un des objectifs de ce colloque consiste à évaluer la validité actuelle d’un des nouveaux paradigmes visant à expliquer les migrations nouvelles : celle de la fixation dans la mobilité. Les circulations migratoires qui sont une des formes nouvelles des flux migratoires se caractérisent, notamment, par une faible fixation dans le pays d'immigration et par un recours primordial aux réseaux sociaux pour répondre à la plupart des besoins. Etant donné cette désétatisation du processus d'installation, les Etats d'immigration ont à renouveler les politiques dites d'intégration. Le désencastrement des relations sociales qu'impliquent les circulations migratoires suppose de repenser les modes de faire société, en cherchant aussi ailleurs que dans les institutions publiques, les moyens d'éviter l'accroissement de la fragmentation sociale. Les associations et les organisations nationales et transnationales, notamment, jouent un rôle novateur en la matière.

Ost-West Europäische Perspektiven, Menschen am Strom - Flüsse machen Geschichte, n° 3, 2004; il s’agit des fleuves de l’Europe du centre et de l’Est tels que le Bug en Pologne et au Bélarus; le Dniepr en Russie, au Bélarus et en Ukraine; le Danube en Autriche, en Hongrie, frontières entre la Serbie, la Roumanie et la Bulgarie; la Moldau/Vltava en République tchèque; l’Oder entre la Pologne et la RFA; des fleuves constituent souvent des espaces spécifiques, des frontières et des liens.

Der Donauraum, EU-Erweiterung - Chance für Östereich. Europa nach dem Mai 2004, n ° 4, 2003; entre autres, ce numéro est consacré aux nouvelles frontières de l’UE à 25 qu’il s’agit de “sécuriser” par Schengen et Europol.

idem, Ecologisation of the Danube Region, n ° 1/2, 2004.

Monetary Strategies for Joining the Euro (ed. György Szapáry et Jürgen von Hagen), Edward Elgar, Cheltenham, 2004.

Jean RADVANYI, Ces conflits mal éteints qui ébranlent le Caucase, in Le Monde Diplomatique, octobre 2004; enfin, l’auteur reconnaît que “Russes et Américains rivalisent, les uns pour maintenir, les autres pour acquérir une influence décisive dans cette zone...”.

Vicken CHETERIAN, Le pendule ukrainien, in Le Monde Diplomatique, octobre 2004; parmi d’autres questions, l’auteur souligne que “le démarrage du nouveau réacteur constitue une réorientation stratégique : malgré les risques, Kiev semble vouloir revenir à l’énergie nucléaire, afin de résoudre ses problèmes énergétiques et projeter une image de puissance auprès de ses voisins”.

Hugh POULTON, Who are the Macedonians?, Hurst & Cy, London, 2000.
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1.The case for letting Turkey in, By Quentin Peel, FT September 16 2004 (extraits)
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... The law on adultery is not a fundamental issue, of course, but rather a telling indicator. The country is required to demonstrate that it can guarantee the stability of its democracy, the rule of law, human rights, and respect for and protection of minority groups, as well as the existence of a functioning and competitive market economy. Those are the so-called Copenhagen criteria that Turkey must comply with before it can start membership negotiations... The prospect of EU membership has succeeded in uniting the religious and secular forces that have divided the country for decades. The ruling AKP has embraced EU membership as a way of guaranteeing its own protection from the secular establishment, headed by the powerful Turkish military. The business community is strongly in favour because accession will provide predictability in a notoriously turbulent economy. And the army is committed to the Europeanisation of Turkey, both because it is part of the dream of Kemal Atatürk and because it would protect the country against any creeping Islamisation.

Crudely put, they all want EU membership for contrasting, even conflicting, reasons. But that coincidence has allowed the country to undergo a legal and constitutional transformation, including a drastic reduction in the interference of the military in civilian life.

... The danger is that EU membership is coming to be seen as a panacea for Turkey's ills. Just getting a date to start negotiations is expected to trigger a surge of new investment. It may not happen unless Turkey can prove it will stick to the path of economic reform... Public opinion is certainly very hesitant about allowing such a huge, poor and above all Islamic country into the comfortable European club. Recent critics of Turkish membership have made it pretty obvious that they are more concerned about the country's Islamic identity (in spite of its secular constitution) than they are about its size and relative poverty. 

At least they are not hiding behind technical arguments for resisting Turkish membership. But the technical difficulties are real: Turkey would be as big as Germany in population terms by 2020, and one of the poorest EU members. The difference between its prosperous west and impoverished east is huge. And its borders with countries such as Iran, Iraq and Syria cannot easily be policed. The Copenhagen criteria also say that "the Union's capacity to absorb new members" must be taken into consideration. Yet the technical challenges are manageable. The real challenges are cultural. Is Europe prepared to accept such a large Islamic country into its midst? Can Turkey accommodate European values? If the world is going to resist the present drive of fanatics and extremists to divide it into some disastrous clash of civilisations, we must hope that the answer to both questions is Yes. quentin.peel@ft.com

A Union to be reckoned with, by Quentin Peel, FT, September 29 2004 (extraits)


The European Union is facing a momentous decision this autumn on whether and when to launch membership negotiations with Turkey. It is not just a question of whether the Union can absorb a very large, very poor and overwhelmingly Islamic state. That is difficult enough. It is also a decision that will determine what sort of global player the EU becomes in the 21st century. Those who object to Turkish membership tend to have two main grounds for their argument. One is that it would amount to the "Islamisation" of Europe; the other is that it would make the EU hopelessly unwieldy and dysfunctional and halt the steady process of European integration. 

The Islamisation argument is profoundly wrong-headed. It suggests that Europe is the same sort of bastion of Christianity that it was in the Middle Ages, holding the "infidel" forces at bay at the gates of Vienna. It is a backward-looking vision of Europe, defensive and even racist. What the members of the EU share today is a commitment to secular states, with freedom of religion for their citizens. Turkey shares that view, although it should do more to protect the freedom of minorities. 

The second argument, that the continuing process of enlargement is eventually going to destroy the cohesion of the EU, is more persuasive. 

Perhaps the Union should have stopped growing with 10 or 12 members. All would agree on pooling sovereignty - not just with a single currency, but also harmonised taxation, social security, immigration policies and the like. This would be "core Europe". Britain would probably not be in it. Nor would most of eastern Europe and Scandinavia. The reality is that the EU has left such hopes of a tidy, integrated political union far behind. It is now, with 25 member states, a very different animal - and it is not going to stop there. For the EU is the victim of its own success. 

Enlargement has been the single most successful policy of recent years, because it has stabilised an ever-wider area of Europe with the guarantee of democratic government and growing prosperity. Greece, Spain and Portugal were the first examples. The new member states from central and eastern Europe have confirmed that trend. The list of emerging democracies seeking to join gets ever longer. The prospect of EU membership provides an extraordinary incentive for them to entrench democracy, fight corruption and gradually build a law-based system and market economy. Bulgaria, Romania and Croatia are at the front of the queue. It looks inevitable that all the countries in the Balkans will be offered the prospect and join eventually - including Serbia, Macedonia and Albania. Ukraine is not that far behind. 

... But if all those countries are likely to join, the EU cannot honestly spurn Turkey's 41-year-old membership application, or impose special conditions. Both in terms of its economy and its democracy, it is already far better prepared than, say, Romania, Ukraine and Albania, to mention just three... If Turkey is a member of such an EU, it would make the union a far more outward-looking global player than if enlargement halted in the Balkans. Turkey brings direct experience and involvement in the Middle East and - perhaps just as important - central Asia. It would also bring a huge contribution to any common European security policy, with its large army and long military tradition. 

It has a young population and a dynamic economy, too. Outside the EU, by far the strongest proponent of Turkish membership has long been the US. Inside the union, one of the most doubtful is France. In terms of their own national interests, both may well be wrong. The EU is already a serious economic competitor with the US, carrying as much clout in world trade negotiations... With Turkey on board 10 or 15 years hence (it would take that long to finalise negotiations), the EU could become a much more serious global power. Of course, it would still have to get its act together. If it has not done so by 2015, it will not be Turkey's fault. But who can predict how far the process will have come in that time? 

A few more unilateralist administrations in Washington might do wonders in forging greater European unity. It is a vision of a more multipolar world that many strategic thinkers in both Paris and Ankara probably share. Turkey is far less pro-American, and far more pro-European, than it used to be - thanks to the war in Iraq and US policy in the wider Middle East. An enlarged EU with Turkey on board might be a serious counterweight to US hegemony, or at least a partner that would have to be taken much more seriously than it is today. 

quentin.peel@ft.com
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2. IWPR : La Serbie, nouvelle « frontière extérieure » de l’Union Européenne 
3 septembre 2004 Par Daniel Sunter


Les institutions européennes veulent sérieusement investir pour assurer la sécurité des frontières de la Serbie, considérées comme une porte d’entrée pour les immigrants illégaux. À Zajecar, sur la frontière entre la Serbie et la Bulgarie, à la tombée de la nuit, les voitures alignées attendent patiemment que les douaniers vérifient les documents pour passer d’un pays à l’autre. La plupart des Serbes qui passent la frontière bulgare vont faire des achats ou partent en vacances sur les bords de la Mer Noire. Pour les Bulgares, par contre, la Serbie n’est qu’une zone de transit vers l’Ouest. Ces voyageurs ont l’air bien innocents, et de fait ils le sont, car bien que cette zone frontalière soit un casse-tête pour la sécurité de l’UE, les problèmes ne sont pas ici, mais un peu plus haut dans les collines boisées qui entourent la ville de Zajecar. Nuit après nuit, les trafiquants d’êtres humains et les demandeurs d’asile venant d’Irak, d’Afghanistan, de Turquie et d’ailleurs, marchent vers l’Ouest à la faveur de l’obscurité, utilisant la frontière poreuse et mal gardée comme une porte vers le paradis occidental. Ils ont choisi ce passage parce que, contrairement aux frontières situées plus au nord, entre la Serbie et la Roumanie, il n’y a pas ici de fleuve séparant les deux États, mais des collines boisées traversées par de multiples sentiers secrets.

Pendant des années, ce trafic caché a prospéré sans contrôle, mais les choses vont maintenant changer. Avec l’entrée de la Hongrie dans l’UE, la Serbie est devenue, selon les termes d’un expert international travaillant dans ce pays, « la frontière extérieure de l’Union Européenne ». En septembre 2004, le ministre de l’Intérieur de Serbie et l’OSCE doivent signer un accord fondamental pour lutter contre les trafiquants. Un mémorandum sur la réforme des forces de police, qui doivent rapprocher celles-ci des normes européennes, comprend une section cruciale consacrée au renforcement de la police des frontières pour empêcher le trafic illicite des biens et des personnes. L’OSCE doit fournir un ensemble connu sous le nom de « Système de direction intégrée de la police des frontières », pour aider la Serbie à améliorer sa police des frontières, à démilitariser les patrouilles de surveillance et à moderniser les postes frontières...

Les zones sensibles de la Serbie pour le trafic d’immigrants et les demandeurs d’asile se situent au sud : il s’agit de la frontière sud-est avec la Bulgarie, et de la frontière administrative avec le Kosovo, points d’entrée pour les personnes venant du Moyen-Orient et d’Asie orientale. Une route différente est utilisée pour le trafic de femmes, venues essentiellement de Moldavie et d’autres secteurs de l’ancienne Union Soviétique, qui passe par la Roumanie et divers points sur la frontière serbe, au nord-est de la Voïvodine... Les passeurs et les trafiquants d’être humains sont de nature différente. Les premiers demandent de l’argent pour aider à entrer illégalement dans un pays, les seconds utilisent la coercition, le mensonge et, très souvent, ce trafic se termine par le travail forcé ou la prostitution...

Les 2155 kilomètres de frontière sont gardés par l’armée de Serbie et Monténégro et la police serbe, sauf les 264 kilomètres qui séparent le Kosovo de l’Albanie et de la Macédoine et qui font techniquement partie de la Serbie, mais sont contrôlés par la MINUK et la KFOR. L’armée garde les frontières, et la police patrouille dans les zones frontalières... La frontière méridionale de Serbie est devenue un point important de transit pour les ressortissants chinois qui tentent d’entrer dans l’UE... Le flux des citoyens chinois entrant dans l’UE via la Serbie a donné la migraine à Bruxelles au temps de Slobodan Milosevic. Grâce aux relations chaleureuses entre Belgrade et Pékin, les citoyens chinois étaient autorisés à entrer en Serbie librement et pouvaient obtenir des permis de séjour. Par la suite, beaucoup ont poursuivi vers l’UE.

À cette époque, des médias locaux et internationaux ont affirmé que 60 000 Chinois avaient obtenu des permis de résidence en Serbie. Ce chiffre est certainement très exagéré et la plupart des experts l’estiment aux alentours de 10 000. Pour endiguer ce flot, le nouveau gouvernement a introduit un régime des visas plus strict qui a réduit le nombre de Chinois arrivant en Serbie. Mais, selon la police, depuis deux ans, il y a à nouveau une forte arrivée de Chinois qui sont aidés par leurs compatriotes installés dans le pays...

Un rôle important est joué par l’OSCE dans la réforme et la modernisation de la police des frontières, car elle coordonne les activités des autres organismes internationaux dans ces domaines... Le long du Corridor 10, la route internationale la plus importante qui traverse la Serbie et va de Hongrie en Macédoine, des fonds de la Commission européenne ont été utilisés pour la rénovation des installations à Horgos, un poste frontalier important avec la Hongrie, nouveau membre de l’UE. Le poste frontalier de Batrovic, vers la Croatie, a lui aussi été rénové. l’OSCE a pour projet la rénovation du poste frontalier de Presevo en Serbie du sud, sur la route qui mène en Macédoine et en Grèce. Ce passage est un véritable goulot d’étranglement pour le trafic international le long du Corridor 10. La rénovation du passage de Presevo améliorera la capacité de passage et facilitera le travail de la police et des douaniers. La Serbie a aussi pris ses propres mesures pour parvenir aux normes européennes... Elle a établi une collaboration plus étroite avec le réseau international Interpol, elle a participé à des actions communes régionales contre les trafiquants... 

3. LES ETATS-UNIS A LA CONQUETE DE L'EURASIE ET DU MONDE, par Jean-Marie Chauvier (Version développée et actualisée de l'article paru en juin 2004. Manuscrit clôturé le 10 septembre 2004)

Depuis la fin de l'URSS et du bloc soviétique en 1989-91, la conquête (ou néo-colonisation) de l'Eurasie, en ordre essentiel la Russie et l'espace post-soviétique, est à l'ordre du jour. Non  pas au sens d'une "colonisation" de style classique, mais au sens d'intégration des économies et des états au système occidental, où les pays post-soviétiques joueront le rôle de marchés de matières premières et de main d'oeuvre qualifiée à bon marché, éventuellement de 

nations industrielles périphériques, subordonnées à l'ordre financier et politique tel que l'esquisse la dite "mondialisation". D'ores et déjà, la plupart de ces pays, Russie comprise, ont du renoncer à une large part des souverainetés nationales qu'ils croyaient avoir conquises avec la dissolution de l'URSS.  Leurs élites ont activement contribué à cette évolution, qu'il s'agisse des anciens appareils bureaucratiques, des nomenklaturas reconverties au "Marché" ou des jeunes bourgeoisies d'affaires principalement représentées, en Russie, par les "oligarques" (âgés de trente à cinquante ans) du pétrole que le président Vladimir Poutine tente de mettre au pas.

La vente au rabais des entreprises d'état, l'évasion des capitaux, l'effondrement du potentiel scientifique et du système de santé publique, des services sociaux et des salaires réels de la majorité des populations - un processus parfois baptisé "modernisation" en raison de l'essor très réel du commerce, du tertiaire, des nouvelles technologies - a sans doute permis l'émergence de classes possédantes rapidement enrichies et largement dévouées aux intérêts occidentaux. Certaines régions détentrices d'hydrocarbures, ou de métaux précieux et de minerais hautement appréciés sur le marché mondial ont profité du changement alors que d'autres se sont enfoncées dans une noire misère, vieux bassins industriels ou régions à dominante rurale comme le Nord-Caucase. Les positions des pays baltes, déjà relativement avancées dans le contexte soviétique, ou du Kazakhstan, sont plus enviables que celles de l'Ukraine, sans parler de la Géorgie. 

L'état de faiblesse et de dépendance des états ex-soviétiques expose ces pays au risque 

d'une vassalisation, exception faite, partiellement, de la Russie, qui dispose encore d'une puissance nucléaire et de richesses naturelles qui lui permettent, moyennant "sagesse", de siéger au "G 8".

L'épreuve de Beslan: la mise à feu du Caucase.

Après l'Union Soviétique, d'ailleurs, c'est au tour de la Fédération de Russie d'être menacée de désagrégation, comme le montre la "mise à feu" récente de l'Ossétie du Nord et de tout le Nord-Caucase par des organisations terroristes islamistes, et cela, alors que les influences russes sont activement refoulées en Géorgie, en Ukraine, en pays baltes et dans d'autres régions de l'ex-URSS par la mise en place de régimes pro-occidentaux et de bases militaires américaines.  Celles-ci sont installées en Asie centrale depuis la guerre en Afghanistan en 2001. L'encadrement militaire US se développe en Ukraine et en Géorgie - ces deux pays participant à la guerre en Irak. Les chantiers visant à détourner les transports de pétrole de la Caspienne des traditionnelles voies russes (via le Nord-Caucase notamment) en direction du Sud (via l'Azerbaidjan, la Géorgie et la Turquie) sont consolidés par des manœuvres 

politiques telles que le coup d'état de novembre 2003 en Géorgie. Orchestrée par l'ambassadeur US à Tbilissi Richard Miles, la télévision de la fondation Soros "Rustavi 2" (souvent citée chez nous comme "source indépendante", sans plus) et une kyrielle de fondations et d'ONG figurant dans l'organigramme du Département d'état US, la "révolution de la rose" a, pour la Russie, deux conséquences néfastes:   l'oléoduc BTC (Bakou-Tbilissi-Ceyhan) concrétisant le projet expliqué plus haut sera un vecteur idéal de l'influence états-unienne dans la région, et pas seulement sur le plan pétrolier; la Géorgie est encouragée à "récupérer" les régions autonomes dissidentes d'Adjarie (c'est déjà fait), d'Ossétie du Sud (la guerre a commencé) et d'Abkhazie (la reprise des hostilités menace), alors que Moscou soutenait ou soutient leurs séparatismes, prétextant maintenant que "la majorité" des Abkhazes et des Ossètes ont demandé et obtenu la citoyenneté russe. 

Dans ce contexte, la tragédie de Beslan apparaît comme un moment du repartage des influences dans le Caucase et non comme un simple épisode de la guerre russo-tchétchène ou de la conquête islamiste de la région. Lorsqu'on constate que l'Ossétie du Nord, dernier ilôt de paix et pays chrétien, est attaquée après des tentatives répétées de déstabilisation du Daghestan multiethnique et d'autres républiques musulmanes de la Fédération de Russie, on comprend qu'un "scénario yougoslave" est à l'œuvre. Qui mène le jeu, qui finance, qui soutient directement ou indirectement la manœuvre ? Ces questions ne sont guère posées dans nos médias, elles sont pourtant essentielles pour la compréhension des enjeux, la mise à jour des acteurs et manœuvriers de coulisse de cette vaste entreprise, où des observateurs occidentaux très angéliques ne voient que des "luttes pour l'autodétermination des peuples"… sur une scène idéale où s'affrontent "les bons" et "les méchants". Notons d'ailleurs que pour certains, les séparatistes sont "bons" en Tchétchénie, mais "méchants" en Abkhazie et en Ossétie du Sud vu qu'ils font du mal à un régime pro-occidental. Ou encore, que les "islamistes" sont dénoncés (chez nous) pour leurs actions dans le monde entier sauf en Russie, où l'installation en Tchétchénie d'un régime fondé sur la charia est apparemment considérée comme acceptable. Comment peut-on s'indigner de la condition faite aux femmes par le régime taliban et tolérer ou taire qu'un régime semblable pourrait être imposé aux femmes tchétchènes qui, sous "l'horrible régime soviétique", pouvaient faire des études, des carrières intellectuelles et médicales, choisir leurs époux et se dégager, très relativement, de la tutelle patriarcale absolue qui leur est à nouveau imposée dans les régions "libérées" ?

Le fait de constater que la survie de la Fédération de Russie est en jeu ne constitue en rien une légitimation de la politique de Moscou.

L'entêtement de Vladimir Poutine à régler la question tchétchène, comme son prédécesseur Boris Eltsine, au moyen d'une implacable guerre de répression et sans ouvrir de perspectives de négociations ne fait qu'aggraver la situation: c'est l'escalade dans la cruauté et la corruption ou "commercialisation" de la guerre. Les forces islamistes radicales ou islamo-affairistes, faibles au départ, ont finalement réussi à noyauter le mouvement séparatiste et la nouvelle génération de recrues désespérées. Alors que populations russes et tchétchènes des anciennes générations, ayant vécu en URSS, se connaissaient et, malgré les préjugés, pouvaient se comprendre, de nouvelles générations de combattants russes et tchétchènes s'affrontent désormais dans la haine et l'incompréhension réciproques.  

Le président russe obtient le contraire de ce qu'il recherchait: non certes "le génocide des Tchétchènes" mais la consolidation du pouvoir et des frontières russes sur le flanc caucasien, essentiel pour les enjeux pétroliers et l'accès des Russes au Proche-Orient ou encore, dans le partage des influences avec les prétendants à la suprématie, ici comme ailleurs, les Etats-Unis. Les preneurs d'otages de Beslan, assassins des enfants d'Ossétie, ont atteint au moins trois objectifs: créer les conditions d'une guerre inter-ethnique entre Ossètes chrétiens et Ingouches et Tchétchènes musulmans, accentuer l'internationalisation du conflit, provoquer une mobilisation sans précédent des médias occidentaux contre Moscou et sur la question tchétchène. On comprend bien que ce n'est pas "le droit des peuples" qui prime dans les préoccupations occidentales mais bien le pétrole et la rente pétrolière "clé de la puissance" en Russie et dans le bassin de la Caspienne. Mais c'est bien dans ces intérêts-là, autant que dans son image de marque de "démocratie civilisée" que la Russie se voit atteinte et discréditée.

Un aspect de la globalisation.

La question de la "reconquête" de l'ex-URSS n'est pas seulement posée d'un point de vue étroitement politico-militaire. Il s'agit d'un espace immense qui, depuis la révolution de 1917 en Russie, et depuis les bouleversements de 1945-48 en Europe centrale et orientale et en ex-RDA, fut partiellement soustrait à la domination du système capitaliste mondial tel qu'incarné dans "son" marché mondial, "sa" division internationale du travail, ses firmes transnationales et ses grandes institutions financières. Contre ce système, il n'y eut pas seulement une "guerre froide", mais une mobilisation permanente et polymorphe du monde capitaliste, dès 1917-18 avec le blocus de la Russie soviétique et les interventions des corps expéditionnaires de 14 pays, plus tard avec la tentative hitlérienne d'abattre le monstre "judéo-bolchévique", et après 1945, au travers de guerres froides et chaudes, illustrées 

par une panoplie d'interventions, opérations militaires, sabotages, campagnes psychologiques de déstabilisation et, last but not least, une course aux armements dans laquelle l'URSS épuisa ses forces. 

La question posée après 1991 et aujourd'hui n'est pas seulement d'instaurer sur ces territoires l'hégémonie états-unienne, de les intégrer progressivement à l'Union Européenne et à l'OTAN, au système financier mondial et à l'OMC, d'y combattre les vestiges d'idéologies socialistes 

ou le regain d'"Idée russe" nationaliste. Plus précisément, cette hégémonie et cette 

intégration doivent servir à la fois des objectifs géostratégiques classiques - comme la mainmise sur les ressources pétrolières et sur un marché important de main d'œuvre assez qualifiée et sous-payée - et des objectifs de nature systémique: modifier les structures de propriété, les rapports sociaux, substituer aux relations de types bureaucratique, paternaliste, clanique et semi-féodal des relations authentiquement marchandes et capitalistes, devant imprégner la culture de travail, les comportements quotidiens, le "way on life" et l'ensemble des relations humaines. La globalisation, ou mondialisation dans ces pays n'est donc pas tout à fait identique à celle qui s'opère au Brésil ou en Indonésie, plus avancées que l'ex-URSS dans la voie du Marché, mieux intégrées au système mondial, bien qu'y subsistent également des modes de production pré-capitalistes et de fortes "singularités" culturelles. La destruction de ces "singularités" est part intégrante de la globalisation.

La stratégie anti-russe version ZBIG.

L'un des stratèges états-uniens à avoir le mieux compris l'ampleur de cette tâche, et la centralité de l'Eurasie, de la Russie, dans cette entreprise de refonte de l'ordre mondial est Zbig Brzezinski, "ZBIG" pour ses familiers. Cet ancien conseiller du président Carter avait initié (et s'est vanté d'avoir réussi) la captation des mouvements islamistes pour déstabiliser l'URSS, en l'entraînant dans "le piège afghan". Il avait soutenu l'UCK au Kosovo. Il place tous ses espoirs dans la conquête euro-atlantique de l'Eurasie, et soutient le séparatisme tchétchène au Nord-Caucase. Rappelons ici ce qu'on rappelle rarement lorsqu'on évoque les débuts, l'été 1999, de la deuxième guerre de Tchétchénie. L'un de ses déclencheurs a été l'attaque contre le Daguestan, apparemment en vue d'établir une république islamiste sur un vaste territoire caucasien, du chef de guerre tchétchène Chamil Bassaev et de feu le terroriste saoudien El Khattab, réputé proche de Ben Laden. L'un des financiers de Bassaev se trouve être, selon plusieurs sources, l'ex-oligarque russe Boris Berezovski, ancien magnat du pétrole, de l'automobile et des médias, poursuivi par la justice russe et actuellement "réfugié en Grande-Bretagne", où il entretient d'excellents rapports avec un autre "réfugié", Ahmed Zakaev, porte-parole du gouvernement séparatiste Maskhadov et à ce titre fréquemment cité par les médias occidentaux. 

Quels sont les rapports entre les différentes factions tchétchènes, leurs soutiens en Occident et auprès de financiers russes qui soutiennent également les oppositions à Poutine ? C'est ce qu'une investigation sérieuse de "l'affaire tchétchène" devrait éclaircir et on constate, une fois encore, que ces questions-là, pourtant cruciales, sont rarement soulevées, bien au contraire. Certains milieux évoquent également des jeux russes obscurs, de franges de l'armée et du FSB, qui seraient complices à certains moments et dans certaines opérations des chefs de guerre tchétchènes et islamistes. C'est une des pistes à explorer. Il est certain que la guerre permet un commerce juteux (armes, otages, cadavres etc…) dont profitent les parties en conflit. Ce serait l'une des "bases objectives" de la complicité entre "ennemis" intéressés à la poursuite de la guerre. Y en a-t-il d'autres ? 

Cette région du Nord-Caucase - où l'une après l'autre des républiques membres de la Fédération de Russie sont visées par des attentats de supposés réseaux islamistes radicaux - est considérée par certains stratèges, dont ZBIG, comme le lieu par où peut commencer la désagrégation de la Russie. De là à suggérer une "complicité", comme il y en eut jadis entre "ZBIG" et les réseaux afghans de Ben Laden, il y a un pas, difficile à franchir dans le contexte post-11 septembre. Les services saoudiens et pakistanais seraient cependant impliqués, selon diverses sources, dans les actions en Tchétchénie et au Nord-Caucase. On imagine mal que leurs activités soient encouragées par l'administration Bush ou la CIA. La tactique de "ZBIG" consisterait plutôt à soutenir le séparatisme tchétchène (Maskhadov, Akhmadov, Zakaev etc…) dit "modéré" en le détachant de son aile radicale incarnée par Chamil Bassaev. Mais on ne peut rien exclure, et notamment pas la simple satisfaction que des stratèges américains peuvent tirer de la déstabilisation de "l'allié" russe, fût-ce par des islamistes que les Etats-Unis ont toutes raisons de redouter. Il existe probablement plusieurs "fers au feu" - "ZBIG" et les amis américains du gouvernement séparatiste tchétchène sont l'un de ces fers.

Mais la pensée de ZBIG déborde largement les objectifs géostratégiques centrés sur l'Eurasie. C'est la planète entière qui doit être hégémonisée, policée, séduite par l'Amérique, dont l'attractivité culturelle est irrésistible mais qui, du fait de sa puissance sans rivale, doit agir en concertation avec ses alliés et non de manière unilatérale à la Bush. On ne peut mieux souligner à quel point, avec ou sans Bush, cette politique d'hégémonisation poursuivra sa glorieuse carrière, pourvu que les erreurs de Washington ne viennent précipiter, comme le redoute également "ZBIG", le déclin de l'empire américain. En quel cas, évidemment, tout serait à repenser !

4. DNEVNIK : Bulgarie : Siméon II veut rempiler en 2005 
Publié dans la presse : 19.6.2004 et mise en ligne Courrier des Balkans : 26.9.2004 

Le Premier ministre Siméon II de Saxe-Cobourg-Gotha envisage de briguer un second mandat aux législatives prévues pour le début de l’été 2005, quitte à devoir se coaliser avec le Parti socialiste bulgare (PSB) dont tous les cadres sont issus de l’ancien Parti communiste. Les sympathisants de l’opposition craignent l’avènement définitif du « monarcho-communisme ».

Par Guéorgui Daskalov

« Siméon », surnommé « le roi », est même prêt à rester à la tête du gouvernement au cas où le PSB remporterait la majorité des sièges, et c’est sans doute ce qui arrivera, selon les pronostics unanimes des instituts de sondage. En effet, la cote de popularité de Siméon II est six fois plus basse qu’il y a trois ans, et cela alors même qu’elle a doublé en quelques mois, tandis que l’opposition de droite s’est émiettée et a perdu tout crédit. Sergueï Stanichev, le jeune président du PSB au Parlement bulgare se dit d’accord pour se coaliser avec le Mouvement national Siméon II (MNDS), le parti du Premier ministre, et ne brigue pas lui-même le poste de Premier Ministre. Rappelons aussi que le Président de la République de Bulgarie, Guéorgui Peurvanov, est l’ancien Président du PSB...

La formation de Siméon II entrera en compétition pour tenter de gagner les voix des électeurs une seconde fois, cependant le nom du patron n’apparaîtra plus dans le nom du parti. Siméon lui-même ne se portera pas candidat à la Présidence de la République, mais il se concentrera sur l’obtention d’un bon score électoral aux législatives, un score qui lui permette de garder son statut de « facteur incontournable» de la vie politique bulgare... L’idée que Siméon pourrait plier bagages pour rentrer à Madrid n’est plus d’actualité...

...Selon les enquêtes d’opinions, de janvier /2004 au 19 juillet 2004/, le MNSD a doublé son potentiel électoral, partant de 5% au départ, pour atteindre 10-11% à la fin de la période. En même temps, les enquêtes d’opinion enregistrent une hausse de 12% de l’optimisme quant à l’avenir du pays par rapport à janvier (57,6 en juin 2004 contre 43.3% au début de l’année), et par conséquent une baisse du pessimisme de 12%. Siméon Sakskobourggotski continue à être le candidat préféré au poste de Premier ministre avec 9.1% d’intentions favorables... L’effet des précédentes élections sera difficile à reproduire, lesquelles furent remportées avec des promesses spectaculaires de prêts de 5000 levas /soit € 2 500/ sans intérêts, de taux zéro sur le bénéfice réinvesti, et des mécanismes de révocation et de contrôle des députés crapuleux. Trois ans plus tard, il est clair que les promesses tonitruantes sont en principe non seulement irréalisables, mais qu’elle ne sont de plus jamais sérieusement examinées.

Le plus grand côté positif, c’est que rien de ce qui a nourri les pronostics apocalyptiques vis-à-vis de la politique du MNSD ne se sera réalisé. Le pays n’a pas dévié de son chemin en vue de l’intégration à l’UE et à l’OTAN, et la stabilité financière, pas plus que la paupérisation totale n’auront pas eu lieu ; le système politique n’a pas été détruit jusqu’au point où certains analystes le prévoyaient... Les sociologues indiquent que le profil type de l’électeur du MNSD doit être recherché parmi les fonctionnaires de l’administration d’Etat, ceux vivent sans se priver, et qui résident dans les grandes villes. C’est un électorat fortement disputé, et qui en plus de ça ne se laisse pas aguicher par le renouvellement de promesses périmées et des phrases générales du type - « nous allons améliorer la santé publique, améliorer le niveau de l’éducation, augmenter les retraites, vaincre la corruption ». Ces gens-là ont besoin de messages détaillés, d’engagements mesurés et clairs et d’une plus grande prévisibilité que ce que le supermarché MNSD est en état de proposer.

Le problème, c’est que cette constatation est de mise non seulement en ce qui concerne le parti royal, mais aussi en ce qui concerne la plupart des mouvements politiques. Tous à la fois, ils se sont tellement laissés aller à réchauffer des plats laissés de la veille, qu’ils ne sentent plus l’odeur de brûlé qui émane de la cuisine politique. Il est vrai que la Bulgarie conservera les mêmes objectifs dans les dix années à venir - l’amélioration du bien-être général, la mise en conformité du système juridique, l’édification d’un modèle adéquat de protection sociale, la mise en place d’un modèle efficace pour la santé publique et la transformation de l’éducation en un moteur économique. Mais il est vrai que, pendant les trois dernières années, rien de ce qui vient d’être évoqué n’a présenté de signes d’amélioration notable...

5. The Baltic Times, 23/29.9.2004 : Editoral : DRESS HER DOWN : The nomination of Ingrida Udre for European commissioner is increasingly becoming an embarrassment for Latvia. It has already elicited protests, an ugly row between the president and the NGO community and, the latest, a flood of unflattering international press stories about the Baltic country. One even claims that Latvia is the “bridgehead of Russian corruption” into Europe. No doubt, if Europeans were concerned about EU expansion into poorer eastern countries, abodes of endemic corruption, then they need look no further than the drama surrounding the decision to nominate Udre as Eurocommissioner for philosophical satisfaction.

At home, Udre’s reputation is at best mediocre; at worst, highly suspect. Ever since her Green and Farmers Union came under fire for campaign finance irregularities, she has become all but inaccessible, straying away from the press and tough questions. As a former auditor-consultant on the privatization of Ventspils Nafta, one of Latvia’s most strategic enterprises, and then as a founder of the aforementioned party, which is financially backed by Ventspils business interests, Udre is too close to the port city for many Latvians’ comfort. Ventspils, after all, is home to some of the most nontransparent businesses in the country. 

As a consequence, Udre’s approval rating has fallen so dramatically as to put only her just above local bogeymen Tatyana Zdanoka and Alfreds Rubiks, with a negative rating of 22. But not so fast. In order to defend their “basketball-playing Euro-darling,” Ventspils-supported publications – Neatkariga Avize, Vakara Zinas – have been spewing out tendentious nonsense about a conspiracy among Latvian NGOs, the newspaper Diena and George Soros to overthrow the government and get rid of Udre. Worse, top government ministers actually believe this garbage. As if the billionaire financier is worried about what’s going on in tiny Latvia…. Anyone vaguely aware of Mr. Soros knows that he now has bigger fish to fry. 

Irrespective of that, if Udre is not an embarrassment to European Commission President Barroso, then she could be very soon. The doubts and questions floating in European papers about Udre are not likely to go away, and they could peak in the next couple weeks as the confirmation hearing approaches. Even if MEPs disregard her eccentricities (fudging her resume, bringing her hairdresser along on trips), they have legitimate concerns about Udre’s qualifications. She has little or no experience in her proposed field of expertise on the commission (taxation and customs) and has a notorious reputation for truancy at sessions of Parliament’s European affairs committee. Her presence on the European Commission, the 25-member body that makes the union tick, does not imbue confidence...


6. Elections en Ukraine :

East or west: Ukraine’s election could alter relations with Russia and Europe
By Chrystia Freeland, Stefan Wagstyl and Tom Warner, FT October 12 2004. 
[image: image4.wmf]


... Unlike in Russia and in most of the rest of the former Soviet Union, there is a genuine electoral race under way with the two leading candidates closely matched and no telling who will win when Ukrainians vote for a new president in two rounds on October 31 and November 14 2004. The result could have a profound effect on Ukraine's future and on relations with the west and neighbouring Russia. After a decade in office, the authoritarian Leonid Kuchma is stepping down. Even though he will try to retain his influence, his departure from the presidency will clear the way for a new leader for this country of 48m people, spread between Russia, Poland and the Black Sea. Among the 24 candidates, the principal contenders are Viktor Yanukovich, the tough-minded prime minister, and Viktor Yushchenko, a former central banker who also served briefly as prime minister and now leads Our Ukraine, the main opposition party.

The choice is stark. Mr Yanukovich is backed by Mr Kuchma, the presidential administration, the regional governors, the security services, the biggest television networks and most of Ukraine's business oligarchs. Mr Yushchenko's supporters are liberals, nationalists and others united mainly in their desire to drive Mr Kuchma and his associates out of power. Both men talk earnestly of pursuing Ukraine's relations with Russia and with the European Union. But in practice, Mr Yanukovich has support from Vladimir Putin, who has privately ordered his oligarchs to back Mr Yanukovich. Mr Yushchenko enjoys more favour in the west.

Mr Yanukovich stands for continuity. Mr Yushchenko for change. Mr Yanukovich is for an oligarch-dominated economy. Mr Yushchenko is for open markets. Mr Yanukovich is, by instinct, an authoritarian while Mr Yushchenko wants to foster democracy... A win for Mr Yanukovich would strengthen Russia's influence in the region and represent a big advance for the authoritarian ideas that dominate the former Soviet Union. A victory for Mr Yushchenko would show that democracy can survive in the unhospitable terrain of Russia's borderlands.

All this assumes that Mr Kuchma would accept the voters' verdict. There is a danger that he might reject a Yushchenko victory and deploy the security forces to defend the political status quo, as former president Eduard Shevardnadze tried to do in Georgia. The opposition would come out on to the street in protest, with unpredictable consequences... Until recently, international investors would have cared little about a Ukrainian election. For much of the 1990s, the country remained a dark place for business in which scores died in battles to build oligarchic empires on the ruins of communism. Outsiders repeatedly lost out in opaque privatisations often won by Mr Kuchma's business associates, including his son-in-law Viktor Pinchuk. But, since 2000, modest economic reforms and strong steel prices - Ukraine's biggest export - have generated rapid economic growth, hitting a peak of over 13 per cent so far this year. With the enlarged EU on Ukraine's border, international investors are looking further for opportunities. A Yushchenko victory would encourage more business people to visit Kiev. But, given the macro-economic data, many would be interested even if Mr Yanukovich won. 

Today's Ukraine is very much Mr Kuchma's creation. When he first became president in 1994, there were still doubts about whether Ukraine would survive as an independent country following its break from the former Soviet Union in 1991. But Mr Kuchma, who won re-election in 1999, avoided emotive cultural issues and maintained ties with both east and west. Participation in Nato's partnership for peace programme was balanced with concessions to Russia, which has a naval base on Ukraine's territory. More recently, Kiev has leaned closer to Moscow, with Ukraine joining Russia, Belarus and Kazakhstan in a planned common market. It has also ignored western protests and reversed the flow of a key pipeline, the Odessa-Brody, so that instead of taking Caspian oil to the west it will help move Russian oil to the Black Sea.

Mr Kuchma has long recognised that money talks. He bought the loyalty of officials and businessmen alike by distributing favours to a narrow circle of associates who have come to dominate the economy. Corruption and abuse of power have run rife, including attacks on media freedoms. In a notorious case, Mr Kuchma was accused by a parliamentary commission of involvement in the murder of journalist Georgy Gongadze. But the state is not monolithic. Mr Kuchma has been unable consistently to control parliament, and even the hard core of his supporters is divided into regional camps and competing business groups.

Mr Yushchenko rose to prominence as central bank chairman in the 1990s when he griped repeatedly about government overspending and slow reforms. In 1999 Mr Kuchma unexpectedly made him prime minister with a brief to boost an ailing economy. In 16 months in office, Mr Yushchenko launched a blitz of effective reforms, including liberalising agriculture, eliminating tax privileges and attacking opaque barter schemes. He deftly advertised his successes, winning public support.

But Mr Kuchma's associates wanted slower reforms that would allow them to continue expanding their business empires. Mr Yanukovich, who became prime minister in 2002, fitted the bill. As governor of the industrial Donetsk region since 1997, Mr Yanukovich had tamed the powerful local trades unions and the Communist party, and had unified the warring local business clans into a single political force, co-operating closely with Rinat Akhmetov, the region's wealthiest businessman.

Raised by his grandmother in Yenakievo, a grim steel and coal town in eastern Ukraine, Mr Yanukovich was jailed twice in his youth for fighting. But by working hard and making personal connections, he convinced local people in authority to repeal his convictions and give him a second chance. He proved himself an effective manager, organising the transportation of coal and miners. Since moving to Kiev, Mr Yanukovich has faced questions about his convictions, his Donetsk loyalties, and his simple background. But public opinion polls for the past year have shown that Mr Yanukovich would make the most popular candidate from Mr Kuchma's side. 

Ordinary Ukrainians tended to give him some credit for the fast economic growth, while blaming the less pleasant aspects of Mr Kuchma's regime on others... But as election day has drawn nearer, Mr Yanukovich's campaign has shifted to cruder tactics. His strategy has been to attempt to associate Mr Yushchenko with extreme rightwing groups, such as the anti-semitic Ukrainian National Assembly. The effort to pin an "extremist" label on Mr Yushchenko is being taken to absurd extremes... 

Despite it all, democracy is at work. Both candidates are making populist pledges, promising big increases in pensions and public employees' salaries... Most Ukrainians are convinced their country is dominated by criminals. Opinion polls show Mr Yushchenko ahead of Mr Yanukovich by 3 to 9 points.

All previous national elections have suffered from some degree of vote-rigging. In the 2002 parliamentary elections, regional election commissions miscounted results from polling stations. Ukrainians are discussing whether a disputed victory for Mr Yanukovich might be followed by protests of the kind that toppled Mr Shevardnadze in Georgia last year. The opposition would certainly call for protests if it felt its victory was stolen. hoever prevails, they will bring changes. The new president is likely quickly to stamp his authority over the police and security forces and may well send a few opponents to jail or exile. There would be immediate re-alignment in parliament followed by parliamentary elections in 2006.

A Yushchenko victory might bring faster economic changes. Despite the campaign rhetoric, it is unlikely there would be any sweeping moves against the well-entrenched oligarchs. Mr Yushchenko said he would review only one privatisation: the recent sale of Kryvorizhstal, Ukraine's biggest steel mill. However, if Mr Yushchenko succeeds in creating a more transparent economy, the oligarchs could find it more difficult to fend off competition. Mr Yanukovich would have the support of Ukrainian and Russian big business. But his presidency could also prompt shifts of power among the oligarchs - perhaps with his own associates in Donetsk benefiting at the expense of people closer to Mr Kuchma.

In international relations, Mr Yushchenko would start off with strong backing from the EU and US. A partial customs union with the EU and membership of Nato and the World Trade Organisation would be plausible goals. Mr Yushchenko says Ukraine could be a "normal" European country. "I think that European economic, social and democratic standards suit every person who lives in Ukraine," he told the FT recently. Mr Yanukovich could also bring Ukraine into the WTO, and he might make progress liberalising trade with the EU. But he would probably focus more on improving trade with Russia and other former Soviet republics and develop the Russian-inspired planned common market.

Mr Yushchenko's relations with Russia would be difficult. Ukraine could become more involved in plans to bring Caspian oil to Europe, and Russia could try to cut its reliance on Ukraine's oil and gas pipelines. But both sides would have many motives to co-operate. Even if few Ukrainians go to the ballot box with these geo-strategic issues in mind, the way they cast their votes will seriously affect the balance in Europe between Russian and the west. During the 1990s, the Ukrainian economy contracted but between 2000 and 2003 the trend was reversed and it expanded by one-third. The country's gross domestic product has grown by 13.6 per cent this year and the trade surplus is running at 12 per cent of GDP.

Kiev and major industrial centres are busy with renovation. Shops and restaurants are opening their doors, and advertising is everywhere... But other business people worry about rampant corruption, red tape and the dominance of key sectors by a handful of politically influential business oligarchs... The recovery began from a low base as GDP had fallen to 35 per cent of Soviet-era levels. The initial impetus came from exports, stimulated by a sharp devaluation in the currency, but also from strong domestic demand, encouraged by a rapid increase in the money supply. Viktor Yushchenko, prime minister in 1999-2001, stabilised the economy and in the past two years Ukraine has had a further boost from rising world prices for its main export, steel. There has also been growing demand in Russia for industrial machines... 

However, there are flies in the ointment. First, the forthcoming election has prompted the government to relax the purse strings and double minimum pensions. Inflation spiked upward in September and the central bank warned this week that the government cannot afford all its promises...The economy is dominated by a handful of wealthy oligarchs, who squeeze out competition. Owners are starting to invest in up-dating their businesses. But while trade surpluses are high so is capital flight. Exporting companies are still stashing billions of dollars abroad, like their Russian counterparts.

Finally, many foreign investors hesitate to enter an economy perceived as one of the world's most corrupt... Ukraine remains a poor country with huge investment needs and widespread social problems, including alcoholism and Aids. GDP per head is forecast to reach about $1,250 this year - only about 40 per cent of Romania's and one-third of Russia's. Opinions differ about the effect of this month's elections. Some businessmen argue that, if the vote is not seen to be fair, foreign investors will stay away...

7. Briefs on Global Issues, by the Romanian Center for Studies on Globalization, www.crsg.ro: “Danube Delta Reserve Threatened: Questions of Environmental Security”

Danube Delta Reserve Threatened: Questions of Environmental Security

This analysis covers the controversy surrounding the building of the Bystroye canal by Ukraine. It addresses the nature of the ecological threat against the relevant international normative framework, the official position of Ukrainian authorities, NGO protests in Ukraine, Romania and elsewhere, the official position of Romanian authorities, and presents several policy proposals, underlining throughout the text the strategic, environmental and diplomatic consequences of building the Bystroye canal. 

Nature of threat: It is now a well-known fact that Ukraine is building a navigable deep-water canal from the Danube to the Black Sea, across one of the most environmentally sensitive parts of the Danube Delta. The works on 156 km out of 164 km of the planned Ukrainian navigable canal will take place on the Danube’s canal Chilia, which is the common border between Romania and Ukraine. (Bystroye estuary is a small canal that joins the Chilia branch of the Danube after 8 km). The Ukrainian government has been planning the construction of the Bystroye canal since 2000. In May 2004 it initiated the work on the canal, in spite of the negative environmental impact on the Danube Delta Reserve, which experts fear may be irreparable, and without consulting the authorities of their neighbor Romania, directly concerned as it has 80% of the Delta on its territory. Ukraine officials claim the canal is necessary economically. However, our analysis concludes that Ukraine’s building of a deep-water navigation canal in the Bystroye estuary seems to be motivated mainly by strategic thinking and national pride. Ukraine seeks to acquire its own deep-water navigation canal at the mouth of the Danube, thus changing the international law on the matter via a fait-accompli, once the canal is half-way built.

The Danube Delta is a “Wetland area of International Importance” under the Ramsar Convention and also the only Delta in the world declared a biosphere reserve under UNESCO’s Man and Biosphere Reserves. The river Danube is the most international river in the world, crossing Europe from west to east on the territories of ten countries, while its Delta is the second largest delta of Europe. The Danube Delta is a land of biodiversity with more than 3448 species of fauna and 1689 of flora, some strictly protected under the Bern Convention. It is home to more than 280 bird species, to 70 % of the world’s white pelican population and to the only breeding colony of pelicans in Europe, as well as to 50 % of the world’s pygmy cormorants.

Regrettably, as a result of this shortsighted economic decision with strategic implications, Ukrainian authorities have chosen the most damaging route possible. The canal cuts right through the Danube Delta Reserve and will require destructive maintenance works to maintain the needed artificial depths. Experts estimate that 60% of the water flow on Sulina and Sfantu Gheorghe natural canals will be drawn to the newly built deep-water canal of Bystroye. The imbalance would upset the natural biofiltration, closing a series of secondary canals. As a result, most of the wetlands in the Reserve will be affected, with devastating consequences to unique species of birds, plants and fish in Europe and the world. 

Despite the international and domestic protests and the international and domestic norms it violates – the project is based on an invalid environmental report (according to Ukrainian courts), issued by a Kiev University team in response to political pressure - the Ukrainian Government decided to go ahead with its plans. The government contracted the German Josef Moebius Building Corporation of Hamburg and urged speeding up the work. The first segment was inaugurated in a national ceremony by the president Leonid Kuchma on August 26, 2004. Already thousands of birds have left the area because of the noise produced by works on the canal. Meanwhile, through a Ukrainian presidential decree, the affected area on the Ukrainian territory has been excluded from the Danube Biosphere Reserve, in order to avoid the international jurisdiction on the matter. 

Relevant International Normative Framework: As for any environmental threat, the international community and a series of international, national and private bodies can only share responsibility... The canal is likely to generate a series of environmental threats, most of all the threat to the very existence of the Danube Biosphere Reserve. 

Among the likely consequences are:

-
the change of the hydrological balance and the pollution which pose a direct threat to the biodiversity in the Reserve, due to the destruction of traditional forms of nature management; 

-
the risks emanating from greater international river usage, unnecessary and avoidable through negotiations; 

-
possible spills from stockpiles of “old weapons” (construction works on the river are conducted on a small estuary mined in both world wars); 

-
human migration due to increased poverty, a consequence of reduced fish colonies;

-
the canal is also threatening the rights of other countries to a healthy and sustainable Danube.  

The building of the Bystroye canal breaks 11 international conventions, says the World Wilde Fund. There are three main aspects of the works on the Ukrainian canal that place them under the incidence of international law: firstly, is the potential ecological damage that the dragging of and the traffic on the canal may inflict on the Danube’s Delta and Black Sea’s ecosystems... ; secondly, the status of the Danube as an international shared river makes any activities related to the exploitation of the river Danube the object of international management, regulated and monitored under the Sofia Convention for Cooperation on the Sustainable Protection and use of the Waters of the Danube, and its successor organization - the International Commission for the Protection of the River Danube; finally, ... by refusing to engage in any serious consultations with the Romanian authorities on the issue, the Ukrainian government is in breach of bilateral agreements signed with the Romanian government concerning the regime of the Romanian-Ukrainian border, and that of cooperation on issues concerning the management of border waters.

Official position of the Ukrainian Government: In trying to justify both domestically and internationally the Bystroye project, the Ukrainian Government employed a several distinct and sometimes contradictory sets of arguments. The most often used, and most persuasive - in the Ukrainian government’s opinion - argument, is that of economic necessity... Ukraine needs its own deepwater outlet from the Danube to Black Sea. Furthermore, the Ukrainian Government argues, the project engenders multiple positive socio-economic consequences as it will contribute to the development of the region (known as one of the poorest in Ukraine But the Ukrainian authorities are also blaming Romania, arguing that the project was started because of the Romanian high transit taxes. They estimated that Ukraine is paying each year a sum between one and two million Euro to Romanian authorities, and announced that transit fees for the Bystroye canal will be three times lower than Romanian fees. 

Moreover, the Ukrainian authorities claim, “Romania should not have the monopoly on ship transit... Ukrainian officials also accuse Romania of territorial claims, as the latter is seeking to connect the issue of the canal case in the dispute at The Hague on the limits of the continental plateau of the respective countries and their exclusive economic areas. Kiev also accuses Bucharest of manipulating the public opinion and the international community regarding the Bystroye canal and its consequences. At the same time, the Ukrainian government appears to be employing a sustained strategy of denial ...

By implementing this project, they hold, Ukraine would contribute to the development of the International Transport Corridor VII and to the development of the entire Danube region. Ukrainian authorities also claim to have regularly informed their Romanian counterparts on the project’s details, even though Romania denies receiving such information. Bluntly contradicting the above-claim, Natalia Zarudnaia, the Ukrainian ambassador to the special commissions of several environmental conventions, declared that she does not see any reason for consultation with Romania because the project takes place completely on the territory of Ukraine (however right across the frontier with its neighbor). 

Finally, Ukraine seeks to pose as an environment protector. Several times Kiev publicly stated that, based on expert conclusions, the project will not pollute, with noise or oil residuum, the Danube Delta... 

Civil society protests: Environmental awareness is high both in the Russian Federation and the CIS, of which Ukraine is a part. Ukrainian and Russian NGOs were the first to notice the disastrous project and initiate a series of protests both in Russia and the Ukraine. A key-argument of protesters is that decision-makers in Ukraine violated both national and CIS advisory regulations on environmental matters when the current route of the canal was chosen... Protests in Ukraine: a “barbarous, absolutely commercial project”: The aforementioned strategies of Ukraine’s authorities proved unsuccessful either in convincing the international community or domestic public opinion. To date, Ukrainian society is divided on the consequences of the project, a large number of civil society organizations and several public institutions accusing the Government of illegal and destructive actions... 

Summarizing arguments of all Ukrainian parties opposing the construction of the Bystroye canal, one can anticipate the following environmental consequences: the construction and operation of the canal 

§ will change the hydrological balance of the Delta, threatening rare species of fish, birds and flora; 

§ might lead to oil and oil related pollution and has already begun to scare away rare bird and fish species due to noise pollution;

§ will cause damage to the feeding and breeding habitat of the majority of fishes, birds and animals on both sides of the Reserve;

§ will have a negative impact on the plant community and will alter the natural bio-filtration system of the Danube Delta.

More on the Russian and Ukrainian campaign: http://www.seu.ru/projects/eng/dunay/threat.html, www.utop.org.ua/eng/news14.html, or www.proactcampaigns.net, 

Protests in Romania: 

“Romania’s weak international status makes official engagements ineffective; instead civic action should protect environmental safety”, was the main argument of civil society protest in Romania initiated by the Romanian daily Ziua and the Civic Media Association, who issued a petition which was later assumed by more than 140 organizations. The petition, entitled “Save the Danube Delta!”, has been signed by more than 40 000 people and can be consulted on: http://petitiononline.com/RomDelta/petition.html... The protesters were very successful in raising public awareness on the matter and put pressure on the Romanian government asking for diplomatic and political reactions at the highest levels and by all possible means www.anaconda.ro. The vice-president of the Ecological Party of Romania, Ninel Petra, spoke of a disaster: because “Many indigenous bird species of the Delta will perish, because they require hundreds of acres of undisturbed wetlands to survive”. She underlined that the new canal will cut in half the Delta’s ecosystem. 

Transnational protests:. International environmental NGOs BirdLife International and World Wildlife Fund criticized all along 2003 and currently the Ukrainian government for threatening the entire eco-system of the Danube Delta. Other international protests, in Austria, the UK, Italy or trans-national can be consulted at: www.bseanetwork.org, www.bohman.at, www.aquamedia.at, www.salvaeco.org,www.waterconserve.info,www.indymedia.org.uk/en/2004/07/295473.html,www.vita.it.

Position of the Romanian Government: Given Danube Delta’s world ecological value, and the international status of the river Danube, Romanian authorities treated the issue from the very beginning as not only a matter of national interest, but of international concern too. Consequently it made use not only of bilateral diplomatic means, but also of a large range of available channels of multilateral diplomacy within the framework of various international institutions... Romanian diplomacy worked, in the spirit of bilateral and multilateral environmental and political conventions and good neighborly relations, towards solving the problem by means of bilateral negotiations with the Ukrainian authorities. The Romanian government has made repeated appeals to the Ukrainian authorities asking them to inform their neighboring country on the potential ecological impact of the dragging of the new channel, or halt this activity until a complete study that meets international standards is conducted (ten verbal notes have been sent to the Ukrainian counterparts, with no answer to date)... 

Subsequently, due to the apparent failure so far of bilateral talks, the main focus of Romanian diplomacy has turned to sensitizing relevant international bodies and other governments as to the acts of the Ukrainian government, its breach of several international agreements, concerning not only environmental protection, but also the common administration of the Danube by riverain countries, and the principle of good neighborly relations. Romanian authorities have sought to mount multilateral diplomatic pressure by informing about and appealing for appropriate action concerning the plans and actions of the Ukrainian government to the Secretariats of the applicable international conventions (Bern, Ramsar, Sofia, Espoo and Aarhus Conventions), the UNESCO Programme “Man and the Biosphere”, relevant bodies within the European Union and the Council of Europe, the NATO General Secretariat, as well as numerous national governments. Also, Romanian authorities appealed for support of international environmental NGOs, such as Greenpeace International. 

International (inter)governmental reactions. The international organizations contacted have responded with concern to the warnings of Romanian authorities and NGO protests, and their message is unanimous: the construction should stop until an independent assessment is conducted... On 8 July 2004, at the EU-Ukraine summit in The Hague, the European officials have brought to the attention of the Ukrainian delegation their concern and disapproval. Furthermore, on 25 August, the European Commission issued a firm declaration in which it criticized and expressed its disapproval of the opening of the Bastroe channel and the plans of the Ukrainian authorities to continue with their plans of dragging the Chilia arm. In the meantime, the Commission for the Environment of the Council of Europe is preparing a resolution to the same end... In spite of domestic and international protests, as well as the obviousness of the weaknesses in the Ukrainian Government position, the latter persists in building the Bystroye canal. Why? We envisage several plausible explanations:

Economic benefits, the argument supported by all the Ukrainian institutions involved in the construction of the canal. Yet, if we took into consideration some estimates, which show that only the maintenance cost of the canal will be equivalent with the cost resulted from paying transit fees to Romania, this is not a very plausible scenario. Moreover, Ukrainian authorities could diminish those costs through negotiation with the Romanian counterparts. In these conditions the huge investments will not become profitable in the medium term even if Ukraine could save approximately 2 million USD per year by not paying transit fees. 

As for the socio-economic development argument, respectively that the opening of the Bystroye canal would invigorate economic activity in the Ukrainian ports, by creating new jobs and investments opportunities, it is not utterly tenable either. To date, Ukraine is using in its Danube ports only a small part of the goods processing capacity (4 million tones per year instead of 20 million tones at full capacity). To use it to full capacity, it Ukrainian ports would need to attract more than 60% out of the total Danube traffic. Yet this is highly unlikely if Romania retaliated by diminishing its transit fees. Moreover, while the Ukrainian Government is claiming that it tries to create new jobs for this very poor region, it is in fact planning to indirectly destroy the fishing industry, which would lead to a raise in the unemployment level. 

Electoral benefits. 2004 is an electoral year in Ukraine. President Kuchma attended on August 26 the inauguration ceremony of the Bystroye canal initially planned for August 24, the National Day of Ukraine. Hence it could be speculated that he seeks to play the nationalistic card by claiming to break Romania’s control of Danube-Black Sea transit, and by defying the protests of international institutions, which could bring him some votes. However, it is very likely to have an adverse effect: domestic protests could undermine the electoral basis. 
Geopolitical strategy, of breaking the exclusive position of Romania on transport routes for transit vessels through the Romanian natural deep-water canal Sulina. The Russian Federation might share an interest in this geopolitical game, its officials openly encouraging the Ukrainian Government in implementing the project. This would only continue an old Russian empire wish to control the Danube mouths and subsequent Soviet moves to reduce Romania’s exclusive access through natural waterways (Prior to World War II, the entire Danube Delta had been Romanian territory). Moreover, in the 1950s the Soviet government began work on an artificial waterway on the newly acquired territory (Southern Bassarabia). This waterway was abandoned soon after due to its difficult maintenance requirements). Nowadays Russia and Ukraine might seek to gain control over direct access to the Black Sea near the Romanian frontier, from 2004 also the border of NATO. Ukraine vessels have tried twice already to block the Sulina canal or the Romanian main port at the Black Sea, Constanta, the latest this August. 
A private business scenario involves some of President Kuchma friends like Viktor Pinciuk (President’s son in law), Renat Ahmetov, Olexii Martinov and Volodimir Pop. All of them own several enterprises with activities in the field of metallurgy, iron concentrates, steal, fishing, oil extraction, mining, ship building and transportation and have direct interests in the construction of the Bystroye canal. (D.M.N., R.M., L.P., September 15, 2004).
8. Estonian Euroskeptics continue to fight their corner, By Alec Charles, TBT, 13.10.2004 (extraits). TALLINN - At the British Conservative Party's annual conference last week, Tory leader Michael Howard announced that: "Europe isn't working properly. The European Union is spewing out too many regulations. The British people don't want to be part of a European superstate." Howard isn't alone in his continuing hostility to Europe. As Estonia approaches its first half-anniversary of EU membership, its Euroskeptic fringe haven't quite abandoned the fight.

UKVE - Uurimikeskus Vaba Euroopa (the Research Center Free Europe) - was established three years ago by a group of Euroskeptic Estonians. The organization recently moved into a new office in the center of Tallinn, from where it publishes its journal - now into its 24th issue - These Tides. "I would allow myself to be described as Euroskeptic," says David Wilkinson, the magazine's editor, a Conservative Party member from the U.K. "I very much doubt that a 19th century customs union is an appropriate arrangement for the 21st century." Wilkinson believes that views on the subject of Europe are shifting. "More Estonians are willing to call themselves Eurorealists today," he says. "They cannot bring themselves to be so politically incorrect as to doubt the mantra that EU is Europe, but they are prepared to admit that the costs are dangerously high. People are coming to see that we were right about the EU. I hate to say it, but I told you so."

Earlier this year UKVE board member Igor Grazin stood for the European Parliament. He failed to get elected, despite a refreshingly candid campaign whose posters featured the grinning candidate alongside the recommendation to voters that if they didn't like the man, they should send him to Strasbourg. Like Grazin, UKVE Chairman Ivar Raig ... points out that it took Ireland seven years to see substantial effects of EU membership. Although he admits that Ireland witnessed an economic boom, he doesn't want Estonia to copy the Irish model. "Ireland follows EU policies and gets money from the EU," Raig says. "But there's a lack of political will to build up their economy for themselves. They expect to get money from donor countries, and they think this support will continue till the end of the world. They're like unemployed people - they're not able to manage their own economy. Brussels has spoilt them. Ireland gets two-thirds of its money from America and one-third from Europe. It has Papa Washington and Mama Brussels - we just have Mama Brussels."

Raig believes that EU membership will lead to higher prices but not to higher salaries. "Young capitalists working for big multinationals will get richer, but we'll have a greater number of poor people, and disparities will increase." He fears Estonia will be unable to cope with the welfare burden incurred by this rise in poverty. "Unemployment benefits and pensions are very low," he says. "There's not even a progressive tax system. Europe tells us to implement economic regulations, but we don't have to implement social policy. We need to let businesses grow, and then redistribute wealth."

However, John Kjaer, head of the European Commission's delegation in Estonia, believes that EU membership gives Estonia a new emphasis on social welfare and equality. He doesn't doubt that EU membership will have radical effects upon the Estonian economy, though he sees these changes as evolutionary rather than revolutionary. "In 10 to 15 years, Estonia will not live on assembly manufacturing," he says. "That's why the present government puts emphasis on knowledge-based development." He also points out that Estonia's economic growth is forecast at 5.8 per cent this year - a rise of more than 1 per cent on last year's figure. On top of that, the draft EU constitution looks good for Estonia - with, for example, an increase in Estonian MEPs from 6 to 7, starting in 2009.

Uno Silberg, former head of economics at the Ministry of Agriculture and a prominent voice in the "Say No" campaign... Silberg argues that although Estonia can profit from EU membership to the tune of 3 per cent of its gross domestic product, the economic costs of membership add up to 15 per cent of GDP. He also reminds us that Estonia's trade deficit with the EU averages some 6 billion euros a year.

"Our movement to say no to the EU still exists," he adds. "But today we can do nothing. We haven't the money, we haven't the access to the media. It's not a hot topic here any more."


NOTA BENE
La note est établie sur base des informations parues dans le Financial Times (FT), The Baltic Times,  (TBT), Le Bulletin du Courrier des Balkans (BCB), Népszabadság (NSZ, le plus important quotodien hongrois), INFO-TURK et Neue Zürcher Zeitung (NZZ) ainsi que sur base de celles publiées dans des hebdomadaires et revues spécialisés, ou qui figurent dans des diverses revues de presse. Elle combine des analyses géopolitiques et géoéconomiques et l’information “pure”, mais sélectionnée, avec les commentaires des journaux et ceux de l’auteur (souvent sous forme de phrases interrogatives). Comme n’importe quel analyste ou commentateur, l’auteur de cette note est, dans ses sélections, résumés et propos, évidemment biaisé et notamment par ses orientations propres qui, probablement, proviennent entre autres de ses origines hongroise et chrétienne, son mode de pensée régulationniste et ses options écolos.

La note examine les événements récents dans l’optique de la problématique suivante : l’adhésion,  l’association ou l’intégration de certains pays euroasiatiques est-elle possible, probable ou souhaitable à l’UE. Il s’agit donc d’analyser ces différents modes d’élargissement de cette dernière. De plus, c’est aussi étudier les mutations géopolitiques du continent eurasiatique qui seraient susceptibles d’avoir un impact sur l’UE. 

D’une façon limitative, les pays pris en considération ici sont les suivants. Pour se faire comprendre en bref, on peut en fait les regrouper en fonction de certaines proximités géographiques ou géopolitiques :

* les trois pays baltes: l’Estonie, la Lettonie et la Lituanie;

* les quatre pays de Visegrád: la Pologne, la République tchèque, la Slovaquie et la Hongrie;

* les trois pays centre-européens de la Communauté des Etats indépendants (CEI): le Bélarus, l’Ukraine et la République moldave (Moldova);

* les six pays ex-yougoslaves: la Slovénie, la Croatie, la Serbie (avec le Kosovo et la 

Voïvodine) - le Monténégro, la Bosnie-Herzégovine et la Macédoine;

* les trois autres pays balkaniques : la Roumanie, la Bulgarie et l’Albanie; 

* la Turquie et les trois pays de la Caucasie méridionale : Géorgie, Azerbaïdjan et Arménie, 

* l’espace de “trois mers” : Méditerranée, Noire et Caspienne dont fait notamment partie l’Iran,

*  les cinq “stans” en Asie centrale : Turkménistan, Ouzbékistan, Kazakhstan, Kirghizistan et Tadjikistan.

Voici l’explication d’autres abréviations : BERD = Banque européenne pour la reconstruction et le développement; CEI = Communauté des Etats indépendants composés (sans les Etats baltiques) des 12 pays ex-soviétiques; EUA  = Etats-Unis d’Amérique;  FMI = Fonds monétaire international; FT = Financial Times; NZZ = Neue Zürcher Zeitung; OCDE = Organisation de la coopération et du développement de l’Europe dont font notamment partie les Etats Unis et le Japon; ONG = organisation non gouvernementale;  ONU = Organisation des Nations Unies; OSCE = Organisation de la sécurité et de la coopération pour l’Europe; OTAN = Organisation du traité de l’Atlantique du Nord; PECO = pays de l’Europe centrale et orientale ou centre de l’Europe ou encore pays situés entre la Russie et l’UE; PIB = Produit intérieur brut; PPP = Programme pour la Paix de l’OTAN; RFA = République fédérale d’Allemagne;  UE = Union européenne; WIIW = Wiener Institut für Internationale Wirtschaftsvergleiche.
� Voir la problématique envisagée, les remarques méthodologiques, la couverture géographique et les abréviations dans la NOTA BENE en fin du texte.


� Le montant correspondant des EUA avoisine $ 400 à 500 milliards et où le taux d’épargne national tend vers zéro !





